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Die Straßenbahnhaltestellen im Bereich Karlsplatz

21 . Oktober ( RK ) Die Wiener Verkehrsbetriebe g ^ ben zur Halte¬

stellensituation auf dem Karlsplatz bekannt : Für die Dauer des Lang-
Zeitprovisoriums haben die Zweierlir . ien ihre Doppelhaltestellen auf

eigenem Bahnkörper im abgetrennten Teil des Giirardiparks beziehungs¬
weise einfache Haltestellen bei der Stadtbahnhaltestelle Karlsplatz
^is a vis dem Künstlerhaus . Die Autobusse der Linien 61 und 63 haben
ihre erste Station stadtauswärts in der Kärntner Straße Ecke Friedrich
Straße . Die nächsten Stationen befinden sich für den 61er am Eingang
zur Linken Wienzeile und für den 63er in der Opemgasse gegenüber
der Einmündung der TreitlStraße . Die Haltestellen der Radiallinien
62 , 65 , 66,67 bleiben unverändert am Beginn der Wiedner Hauptstraße
neben dem Resselpark.

Die Regelung des Langzeitprovisoriums wird voraussichtlich zwei
Jahre beibehlten . Der künftige Pkw- Verkehr Karlsplatz Richtung
Getreidemarkt wird für den abgeschlossenen Gleiskörper der Straßen¬
bahn keine Behinderung erfahren.
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Sitzung des Wiener Landtages

21 . Oktober ( RK ) Unter dem Vorsitz seines Ersten Präsidenten
Dr . Wilhelm Stemmer trat heute vormittag der Wiener Landtag zu¬
sammen . Nach Eröffnung der Sitzung bat Präsident Dr . Stemmer das
Auditorium , sich zum Zeichen der Trauer für den am 14- . Oktober
verstorbenen Landeshauptmann von Niederösterreich von den Sitzen
zu erheben . In seiner Gedenkansprache führte er aus:

" Es ziemt dem Hohen Hause des Bundeslandes V/ien , am Beginn
seiner heutigen Sitzung ehrfurchtsvoll des gestern zu Grabe getra¬
genen Landeshauptmannes unseres Nachbarbundeslandes , Herrn Dipl . - Ing.
Dr . h . c . Eduard Hartmann , zu gedenken . Wien hat hiezu mehr als ir¬

gendein anderes Bundesland Anlaß . Bildete es doch mit Niederöster¬
reich bis 1922 eine Einheit , die trotz der Trennung nie ganz aufge¬
hört hat . Immer noch ist Wien der administrative und kulturelle

Mittelpunkt Niederösterreichs und Niederösterreich das Umland und

Erholungsgebiet Wiens . Niederösterreich und Wien haben viele ge¬
meinsame Probleme , die gedeihlich nur gemeinsam gelöst werden
können.

Landeshauptmann Hartmann und Landeshauptmann Marek haben dies
wiederholt öffentlich bekundet , Das Schicksal hat en gefügt , daß
beide beinahe am gleichen Tag ihr hohes Airat antraten , Marek am
10 . Juni und Hartmann am 16 . Juni 1965 - Der Kontakt der neuen
Landeshauptleute beider Bundesländer war von Anfang an ein guter,
und an ihre ersten Gespräche knüpften sich viele Hoffnungen.

Die erste Gelegenheit , den " rert einer guten Zusammen¬
arbeit für die Lösung gemeinsamer Probleme zu bekunden , bot die
feierliche Eröffnung von Laxenburg am 1 . Juli 1966 . Hartmann
und Marek stellten damals übereinstimmend fest , daß das erste
große gemeinsame Werk dieser beiden Bundesl nder durch Landes¬
hauptmann Figl und Landeshauptmann Jonas am 16 . März 1962 begonnen
worden war und zu einem gedeihlichen Abschluß gebracht werden
konnte . Landeshauptmann Hartmann bezeichnete Laxenburg als 'das
Symbol einer fruchtbaren Zusammenarbeit ' und fügte hinzu , ' er
hoffe zuversichtlich , daß es nicht das einzige bleiben werde *.
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L ndeshauptmann Marek dankte für die gute Zusammenarbeit und gab
der Überzeugung Ausdruck , 'daß V/ien und Niederösterreich den 77eg
der Zusammenarbeit auch in Zukunft gehen werden. f

Es waren , trotz des feierlichen Anlasses , keine unverbind¬
lichen Feiertagserklärungen , sondern Bekenntnisse verantwortungs¬
voller Politiker , gleichermaßen bedeutend für Wien und Nieder¬
österreich . So bedeutet das unerwartete Ableben Hartmanns nach
nur sechzehnmonatiger Amtszeit auch für Wien einen schweren Ver¬
lust .

An schwersten betroffen ist freilich Niederösterreich , ' das
gerade jetzt ’ , wie Landtagsprüsident .Veiss und Lundeshauptmann-
otellvertreter Hirsch gestern bei djr Trauerfeier ausf,hrten,
' einen Mann von solcher Integrität , dem die Sauberkeit im öffent¬
lichen Leben über alles ging dringend brauchen würde . ’

Landeshauptmann Marek sagte in seinem Beileidsschreiben
unter anderem : ' Der Landeshauptmann von Wien ist nicht berufen,
den Niederösterreichern zu sagen , wie groß der Verlust ist , den
sie erlitten haben . Aber ich darf unserem Nachbarland versichern,
daß wir in tiefer Trauer mit ihn fühlen und ermessen können,
welch unschließbare Lucke der Tod Hartmanns in den Reihen der
politischen Persönlichkeiten Österreichs gerissen hat . ’

Wir , die wir Landeshauptmann Dipl . - Ing . Dr . h . c . Eduard
Hartmann in seinem letzten Wirkungskreis nur kurz kannten , sind
überzeugt : Österreich hat einen untadeligen Politiker von großem
Format , einen wahren Menschen verloren.

Auf Grund seines großen fachlichen Könnens , seiner demokrati¬
schen Grundhaltung , vor allen aber seiner besonderen menschlichen
Qualitäten , die Hartmann auf allen Gebieten , auf die er während
seines viel zu früh beendeten Lebens gestellt wurde , unter Be¬
weis gestellt hat , ist sein Heimgang ein schwerer Verlust nicht
nur für seine Partei , nicht nur für Niederösterreich , sondern
für das gesamte politische Leben unserer Republik . Österreich
hat einen seiner besten Politiker und einen seiner wertvollsten
Manschen viel zu früh verloren ! "

Nach der Trauerkundgebung für Landeshauptmann Hartmann stellte
Präsident Dr . Stemmer die Beschlußfähigkeit fest und teilte mit,
laß eine Anfrage von der FPÖ - Fraktion vorliegt.

. /•
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rhöhung der _
Blindenbeih il fen

Zum ersten Tagesordnungspunkt referierte Stadtr ^ t Maria

Jerobi eine Gesetzesnovelle über die Änderung des Wiener Blinden¬

beihilfengesetzes.
Len ersten Punkt der Tagesordnung bild t die Änderung des

Blindenbeihilfengesetzes , worüber Stedtr t Maria Jacobi ( 3PC)
berichtet . Danach soll die Blindenbeihil ? e - entsprechend dem

Anpassungsfaktor des ASVG - für Vollblinde von 640 auf 692 Schil¬

ling und für praktisch Blinde von 375 auf 405 Schilling erhöht
werden . Wir wissen natürlich , fügt die Referentin hinzu , d . di 3
Blinden noch einige Wünsche haben , aber ^ uch die werden wir viel¬
leicht einmal näher in Betracht ziehen.

Abg . Dr . Marg Hubinek ( ÖVP ) me ? pt , daß sich der Landtag
wegen der Anwendung des Anpassungsfaktors selbst etwas prä-
judiziert , und schlägt für die Zukunft eine automatische Erhöhung
gemäß dem Anpassungs .l ktor vor . Damit die Erhöhung der Blinden-
teitilfe nicht et a für einen kleinen Teil der Betroffenen eine

Verschlechterung bringt , tritt sie weiter für eine Anhebung der

Einkommensgrenze ein , d e seit 1961 stagniert und bei 5 . 000
Schilling liegt . Es wäre die prinzipeile Frage aufzuwerfen,
ob nicht der Wegfall der Einkommens renze überhaupt einen

Verwaltungsaufwand erspart , der vielleicht mehr kostet , als die
durch die Einkommensgrenze bewirkte Ersparnis . Die Blindenbei¬
hilfe ist keine Fü : . sorgemaßnahme , sondern vielmehr eine Beihilfe
für den erhöhten Lebensaufwand . Schließlich setzt ie sich dafür
ein , den berufstätigen Zivilblinden die F hrbegünstigung auf der.
Wiener Verkehrsbetrieben ohne Rücksicht auf die Höhe des Ein¬
kommens zu gewähren , also hier die Einkommensgrenze , bis zu der
die Fahrbegünstigung gewährt wird , gänzlich aufzuheben.

Abg . Lauscher ( KLS ) erwidertt , daß die Volkspartei , die -jetzt
hier Forderungen erhebt , mit dem Bundesbudget gerade die sozial
Schwächsten und auch die Blinden schwer belastet . Gerade seitens

t
seiner Partei wurde wieöeiholt die Forderung auf Anwendung des An-
Passungsfaktors und Anhebung der Einkommensgrenze erhoben.



21 . Oktober 1966 " Rathaus - Korrespondenz” Blatt 3022

Die dagegen vorgebrachten / rguraente sind nicht stichhaltig,
und die heute zu beschließende Erhöhung der Beihilfen ist
durch die eintretende Preislawine schon überholt . Die Mehrheit
des Hauses wäre gut beraten , wenn sie sich nicht nur an den
Anpassungsfaktor des ASVG . hielte , sondern darüber hinaus
eine größere Erhöhung ins Auge faßte . Die Sätze für die
Zivilblind &n sollten jenen für die Kriegsblinden mehr ange¬
paßt werden.

In ihrem Gchlußwort spricht sich '- tadtrat Maria Jacobi
gegen die automatische Anwendung des Anpassungsfaktores aus . *

Der Anpassungsfaktor wird Jahr für Jahr durch einen politischen
Akt , bei dem die volkswirtschaftliche Lage zu berücksichtigen
ist , festgesetzt . So könnte es Vorkommen , daß einmal keine
oder nur eine geringere Erhöhung der Pensionen erfolgt , die
Blindenbeihilfe aber mehr erhöht werden soll , über die Höhe
der Einkommensgrenze kann man sprechen , nur werden wir kaum
dazukommen , sie gänzlich zu streichen , weil der Begriff der
Fürsorge mißverstanden ist , wenn eine Leistung unabhängig von
der wirtschaftlichen Kraft dieses Betreffenden erbracht wird.
Da die Wirtschaftskraft Wiens durch den neuen Finanzausgleich
nicht in dem befürchteten Maße beeinträchtigt werden wird,
v/ird es sicher möglich sein , gelegentlich noch offene Fragen
zu lösen und auch den Wünschen der Blinden entgegenzukommen.

Bei der Abstimmung wird die Gesetzesvorlage einstimmig
angenommen.

Über den zweiten Punkt der Tagesordnung , die Vorlage des
Gesetzes über die Aufhebung von Vorschriften auf dem Gebiete
der örtlichen Sicherheitspolizei und der örtlichen Baupolizei
io Überschwemmungsfalle, referierte Stadtrat Rudolf Sigmund
( SPÖ ) . Die Vorschriften , die nunmehr aufgehoben werden sollen,
sind in einer " Verordnung des k . k . Statthalters im Erzherzog¬
tum Österreich unter der Enns " vom Jahr 1906 enthalten . Nach
dieser Verordnung war zum Beispiel die Beistellung von pferde¬
bespannten Leiterwagen vorgesehen und eine Reihe anderer
Maßnahmen , die durch die technische Entwicklung überflüssig
oder widrig geworden sind . Um .Klarheit und Verbesserungen her¬
beizuführen , hat der Magistrat einen Entwurf für die Novellierung

v.
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dieses Gesetzes ausgearbeitet . Zu diesem Entwurf haben das Bundes¬

kanzleramt , alle zuständigen Minist rien und die Kammer für
Arbeiter und Angestellte Stellung genommen . Eine Reihe von

Abänderungsvorschlägen wurde berücksichtigt.
Bei der Abstimmung v/urde die Vorlage in erster und zweiter

Lesung einstimmig angenommen .
Über ein Ersuchen des Bezirksgerichtes Lilienfeld , um

Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung des Landcagsab-
geordneten Dipl . - Ing . DDr . Strunz ( ÖVP ) , referierte Abgeordneter
Pelzelmayer ( CVP ) . Das Auslieferungsbegehren wurde im Zusammen¬

hang mit einem geringfügigen Verkehrsunfall gestellt , bei dem
leichter Sachschaden entstanden ist . Abgeordneter Strunz hat
ersucht , seiner Auslieferung zuzustimmen.

Bei der Abstimmung wurde dem Ersuchen des Bezirksgerichtes
Lilienfeld e instimmig stattge ^ eben .

Wiener Kinogesatznovelle 1961

Stadtrat Gertruds Sandner ( GPÖ ) referierte sodann über die
Vorlage des Gesetzes , mit dem das Wiener Kinogesetz 1955 ge¬
ändert und ergänzt werden soll . Sie stellt fest , di p> der Wiener
Landtag auf den Tag ’enau vor elf Jahren , das Wiener Kinogesetz
1955 beschlossen und damit in einem wichtigen Bereich des wirt¬
schaftlichen und kulturellen Geschehens die notwendigen gesetz¬
lichen Regelungen getroffen hat . Zu diesem Zeitpunkt war die
Vorstellung eines dichten Netzes von Fernsehempfängern und die
Answirkung der allmählich sich abzeichnenden Motorisierung der
Bevölkerung noch nicht erkenntlich und den Kinobetrieben kam für
den Freizeitbereich der Wiener Bevölkerung eine besondere Be¬
deutung zu . In der Gegenwart haben sich Fernsehen , Motorisierung,
Sozialt © urismus und Kleingartenbewegung voll ausgewirkt und die
Zahl der T' 7iener Kinobetriebe ist stark im Rückgang begriffen.
1957 gab es 201 Kinobetriebe , 1966 180.
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Am Rande sei bemerkt , daß daran gear oit : t / ird , besondere
Erleichterungen bei der ; hgabe der Vergnügunssteuer für die
Aufführung von Filmen , die von der Filnprädikatisierungskonmiis-
sion gut bewertet wurden , zu gewähren.

Die Novellierung des Kinogesotzes -/ird auch eine wesent¬
liche Verwaltungsvcreinfachung sowie eine Erleichterung der
drrgesteilten sch ierigen Situation für di ~ Lichtspieltheater
mit sich bringen.

Es haben ferner Erkenntnisse Oberster Gerichtshöfe die
Wiener Landesregierung zwingend veranlaßt , den Beschluß zu
fassen , das r ierer Kinogesetz zu novellieren . Der Verfae ungs-
rerichtshof hat den zweiten Absatz des § 1 Abs . 5 des bisher
geltenden Gesetzes wegen Verfassungswidrigkeit aufgehoben , da
er in dieser Ste .- le eine Einschränkung des jedermann zustehen¬
den Rechtes auf Freiheit der Erwerbstätigkeit erblickt . Es
handelte sich um die Festlegung , daß ein Anspruch auf Ver¬
leihung einer Konzession niemandem zustehe , doch sollte bei
Erneuerung einer durch Zeitablauf erloschenen Konzession ein
Ansuchen des bisherigen Konzessionsträgers unter Ausschluß
eines jeden anderen Bewerbers berücksichtigt werden.

Der Verwaltung 1: gcrichtshof wieder forderte die Anpassung
jener Gesetzesstelle , in der die Grinde für eine Betriebs¬
sperre bzw . eine Entziehung der Konzzs ion ausgesprochen werden,
in der Richtung einer kilderung dieser Bestimmung . Der Auf¬
forderung des Verfassungsgerichtshofes wurde in der tfeise
Rechnung getr gen , daß anstel e des bisher gehandhabten freien
Ermessens der Behörde bei der Konzen ionsverleihung nunmehr
ein Anspruch auf Erteilung der Konzession bei vorliegen der
gesetzlichen Voraussetzungen konstituiert wurde « Darübei . hinaus
sieht die Übergansbestimmung vor , daß derzeit in Kraft stehende
Konzessionen als Dauerberechtigungen zu gelten haben , soweit
es Konzessionen für Lichtspieltheater betrifft.

Dem Hinweis des Verwaltungsgerichtshofes wurde dadurch ent¬
sprochen , daß die inkriminierte Stelle weggelassen wurde*
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Beschränkungen bei der Verleihung der Konzession hinsichtlich der

Bauer der Art der Aufführung oder der Aufführungszeiten können

nur in öffentlichen Interesse bei nnchgewiesenen wiederholten

schwerwiegenden Hangeln aus den in Gesotz angeführten Gründen auf¬

erlegt werden . Bei Berechtigungen , die nicht für Lichtspiel¬
theater ausgestellt werden , ist auch eine Einschränkung vorzu-
nehmen , wenn kein unbeschränkter Bedarf gegeben ist.

WBitere Erleichterungen für die Führung der Kinobetriebe
und die Erledigung der administrativen Arbeiten sind die

Herabsetzung des Mindestalters für Filnoperateure von 21 auf 18
Jahre , die Ausdehnung der Betriebsruhezeiten , die praktisch zu
einer Einschränkung der irr Gesetz verankerten Betriebspflicht
führt , die Freigabe von nicht Erwerbszwecken dienenden Aufführungen
von Filmen bis zu einer Breite bis zu zehn Millimeter und Film¬

vorführungen , die zu Schul - und Infornationszwecken von Gebiets¬
körperschaften vor geschlossenem Teilnehmerkreis veranstaltet
werden . In die Aufzählung der Grinde , die zu einer Zurücknahme
der Konzession von amts wegen führen , wurde eine analoge Formu¬

lierung aufgenommen , wie sie im § 5 der Gewerbeordnung hinsicht¬
lich des Konkurs - und Ausgleichsverfahrens sowie der Entmündigung
enthalten ist . /csentlich erleichtert wurden jene Bestimmungen,
die bei einem «/echsel der Zusammensetzung von Handelsgesellschaften
sie Träger von Konzessionen in Geltung standen.

Bei der Festlegung der Aufführungszeiten wurden ebenfalls
Erleichterungen , die der schon bisher gehandhabten Praxis ent¬
sprechen , in den Gesetzestext aufgenommen , so etwa die Aufführungen

Rahmen von Varietekonzessior ^n und von Lichtspieltheatern in
der Silvesternacht.

Abschließend spricht Stadtrat Sandner die Hoffnung aus,
dai dem Antrag im Interesse der Wiener Lichtspieltheater und der
Verwendung audio - visueller Inforoati ns - und Lehrbehelfe in
Schule , Volksbildung und Wissenschaft , die durch das Gesetz gleich¬
falls eine spürbare Erleichterung und Förderung erfährt , die
Zustimmung nicht versagt werden möge.

Abgeordneter Fröhlich ( ÖVP ) stellt fest , daß mit dieser
Gesetzesnovelle einige langdauernde unbefriedigende Zustände
beseitigt werden . Es wird damit ein Schlußstrich unter Gegebenheiten
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gesetzt , die in den ' /irren der Nachkriegszeit entstanden sind

und außerdem wird die bisherige rechtliche Unsicherheit der Kino-

inhaber und ihrer irben weitgehend beseitigt . Von den in der Vor¬

lage enthaltenen Beschränkungen möge nur sparsam Gebrauch gemacht

werden . Der Redner kommt dann auf einen Fall zu sprechen , der den

Verfassungsgerichtsnof beschäftigte . Der ßrbe eines Kinobesitzers

hat zwar das Kino bekommen , nicht aber die Konzession dafür.

Diese ist im Besitz der Kiba . Der Redner appelliert an die Ver¬

antwortlichen , nach zv/ahzig Jahren hier Einsicht walten zu lassen

und dem Betroffenen zu helfen.

Wenn die Vorlage auch die Kinokrise nicht aus der Welt schaffen

wird können , wird sie doch ein erster Schritt sein , um aus dieser

Krise herauszukommen . Es wäre erfreulich , eine Vergnügungssteuer¬
reform durchzuführen , die hoffentlich bald beschlossen werden kann.

Die Finanzsituation besonders bei den Kleinbetrieben ist nicht

zuletzt durch die Höhe der Vergnügungssteuer so schlecht . Es geht
nicht nur um die Existenz der Kleinbetriebe , sondern auch darum,
der Bevölkerung gerade in den Randgebieten unserer Stadt , wo

diese Kleinbetriebe sind , das oft einzige Vergnügen zu erhalten.

Stadtrat Sandner stellt in ihrem Schlußwort fest , daß der

Gesetzgeber bei der Schaffung von Gesetzen ,7ert darauf legen mu "
,

daß diese Ges : tzc in Interesse der Allgemeinheit gestaltet werden,
das heißt , daß sie den optimalen feil der Bevölkerung zugute
kommen . Daß dabei Härtefälle eintreten können , ist nicht zu leugnen.
Sicherlich wird es möglich sein , im Einvernehmen mit der Kiba,
die geschilderten Härtefälle zu beseitigen.

Die Vergnügungssteuer , die in V/ien eingehoben wird , ist be¬
reits auf linearer Basis gesenkt worden . Bis zum Jahr 1962 war
der Vergnügungssteuerrahmen 10 bis 28 Prozent und ist dann auf
fünf bis 23 Prozent gesenkt worden . Außerdem führt die Finanz-

gruppe in Vereinbarung mit den Kammern ständig interne Steuer¬

senkungen innerhalb dieses Rahmens durch.
Bei der Abstimmung wurde die Vorlage einstimmig angenommen .
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Zum Nationalfeiertag

Abschließend gab Landtagspräsdient Dr . ilhcli Sv. ner ( SPÖ)
zum bevorstehenden Nationalfeiertag folgende Erklärung ab?

" In meiner vorjährigen Festrede habe ich die Einführung
des österreichischen Nationalfeiertages als ' Krönung des Ju¬
biläums jahres ' bezeichnet . An dieser , meiner Meinung hat sich
nichts geändert . Ebenso aber auch nicht an meiner anderen , im Vor¬

jahr geäußerten Auffassung ,
' daß der neue Nationalfeiertag seine

Mission nur dann erfüllen wird , wenn es gelingt , ihm Loben einzu¬
hauchen . ' Ich sagte damals :

' Schulfeiern , die Beflcggung öffent¬
licher Gebäude , Ansprachen im Rundfunk und im Fernsehen , Par¬
laments - und Landtagssitzungen - das alles ist zu wenig und zu
offiziell . ' Wie Sie aus dam Ihnen übergebenen Programm erseheh,
bemüht sich die Stadt Wien , dem österreichischen Nationalfeier¬
tag eine besondere , und , wie ich glaube , würdige Note zu geben.
Es ist ein Versuch , an dem teilzunehmen , soferne es Ihnen Ihre
Zeit gestattet , ich Sie bitte . Entgegen Mitteilungen in der Presse
wird der Wiener Landtag heuer zu keiner Sondersitzung einbe¬
rufen worden , damit den Abgeordneten zum Wiener Landtag die
Möglichkeit gegeben ist , an den an diesen !Eage stattfindenden
Veranstaltungen des Bundes und der Stadt Wien teilnehnen zu
können . "

( Ende der Sitzung des Landtages)
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Sitzung dos Wiener Gc . einderates

- l . Oktober ( RK ) Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Bruno
/ '■ - -'k trat in Anschluß an den Wiener Landtag der Wiener Gemeinde—

r , t zusammen . Anfragen lagen vor : von der KLS zwei , von der ÖVP
eine . Die KLS hat ferner eine Anfrage betreffend den "neuen
Finanzausgleich " eingebracht und dazu den Antrag auf Verlesung
und Besprechung gestellt . Darüber wird vor Schluß der Sitzung
entschieden werden . Die ÖVP hatte einen Antrag betreffend "Er¬
richtung eines Zentralreferstes bei der Magistratsdirektion , des
sich mit Lärmbekämpfung und Maßnahmen gegen die Luftvarunreinigung"
beschäftigt , eingebracht . Dabei wurde der Zusatz ant r ag gestellt,
der Antrag möge dem Stadtsenat zugewiesen T.vei *den , Bü germeister
-

^ ° k stellte de zu fest , daß er die Sch ffung ein s solchen
Referates begrüße . Er empfehle jedoch , den Antr g nicht dem Stadt¬
senat zuzuweisen , sondern der M - gistratsdirektion , weil diese
dafür zuständig sei . Im Stadtsenat könne man nur darüb . r dis¬
kutieren , aber keinen Antrag Ställen , Die CVP schließt sich der
Empfehlung des Bürgermeisters an , sodaß der Antrag über die
Errichtung des Referates der Magistratsdirektion zugewiesen
v/ird.

Ein neuer Gemeinderat

Der Vorsitzende teilt mit , daß Gemeinderat Hans Schiller
( SPÖ ) mit 20 . Oktober aus Gesundheitsrücksichten sein Mandat zurück¬
gelegt hat . Dadurch ist eine Stelle im 10 . Bezirk freigeworden,
als .iLrsc. tzmann wird Anton Konir ( SPÖ ) in den Gemeinderat berufen
und leistet das Gelöbnis.

Bürgermeister Bruno Marek skizziert hierauf den Lebensweg
des ausscheidenden Gemeinderates , der 1903 in Wien als Arbeiter¬
kind geboren wurde . In den damaligen Notzeiten war er erst Lauf¬
bursche , dann Tischler und trat schließlich im Jahr 1926 bei den
E- Werken in den Dienst der Gemeinde Wien . Schon in der Jugend
schloß er sich den Sozialisten an . 1937 war er zehn Monate inhaf¬
tiert . 19 ^ 5 stellte er sich sofort seiner Partei wieder zur Ver¬
fügung und bekleidete hohe Gewerkschaftsfunktionen , Schiller war

iner der Initiatoren des SozialWerkes der Gewerkschaft der Ge—
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ueindebediensteten . 19 ^ 9 wurde er in den Gemeinderat entsendet,

und war Mitglied des Ausschusses für Personalangelegenhei -n.

Im Namen des Wiener Gemeinderates dankte Bürgermeister Marek

dem ausscheidenden Funktionär für seine Tätigkeit im Dienste der

Bevölkerung ( allgemeiner Beifall ) .

Hierauf wird Gemeinderot Peska ( SPÖ ) in den Gemeinderats¬

ausschuß für Personalangelegenheitcn und in die Gemeinderätliche

Personalkommission gewählt.

Tarifregulierung der Wiener Verkehrsbetriebe

Stadtrat Dr . Maria Schaumayer ( öVP ) referiert hierauf über

die Tarifregulierung der iener Verkehrsbetriebe . Sie führt

aus:
"Wenn sich der Wiener Gemeinderat heuae mit einer larif—

änderung bei den Wiener Verkehrsbetrieben zu befassen haa , so ist

dies ein ernster Schritt , da der Wiener Bevölkerung o. ^mit nicht;

unerhebliche Belastungen erwachsen . Die beiden Koalitionsparteien

haben im Vorjahr und heuer über eine dauerha - te wirtschaftliche

Besse rat ellung der Verkehrsbetriebe eingehend beraten . Venn sie

sich entschlossen haben , dem Gemeinderr t eine nderung . -. es

Str ' ßenbahntarifes vcrzuschlagen , so deshalb , weil die Alternative

praktisch auf das Einstellen jeder Investitionstätigkeit und dos

Schuldigbleiben von Löhnen und Gehältern bei den Verkehrsbetrieben

hinausliefe.
Ohne Änderung der Ertragslage hätten die Verkehrsbetriebe 1967

mit einem echten Betriebsverlust von etwa 780 Millionen Schilling

zu rechnen . Der Verlustvortrag von fast 1,3 Milliarden Schilling

ist eine uns allen schon allzu bekannte Ziifer . Es ist klar , daß

bei dieser Lage eine kostendeckende Tarifgestaltung nicht einmal

erwogen werden kann . Folgerichtig wurde bei den Saniorungsver—

handlungen zwischen SPÖ und ÖVP auch eine KapitalaufStockung von

insgesamt 1,2 Milliarden Schilling für die J ahrc - 1967 bis ein¬

schließlich 1969 vereinbart . Allerdings haben die Verkehrsbetriebe

730 Millionen Schilling hiervon in Sacheinlagen und nur 430 Mil¬

lionen Schilling in barem zu erwarten . Es muß gewürdigt werden , daß

die Finanzvcrwaltung damit öen bisher tiefsten Griff in den Geld—

sack tut und damit demonstriert , daß nun auf beiden Seiten des

Bemühen vorhanden ist , die mißliche Lage der Verkehrsbetriebe zu
* / •
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vorbe c sern . Allerdings kann auch in drei Jab en nicht aufgeholt
werden , was in elf Jahren vrsäuot wurde . Dies unso weniger,
als inzwischen auch andere Sektoren der Gemeindeverwaltung ihren

Nachholbedarf geltend machen mußten.
Ich ersuche daher die Finanzverwaltung auch von dieser Stelle

aus , den eingeschlagenen Weg der Eigcnkapitalzufuhr konsequent
fortzusetzen . Die Verkehrsbetriebe werden sich ebenso konsequent be
mühen , die Rationalisierungsmaßnahnen fortzusetzen und zu forcieren
soweit die Investitionsmittel dies zulassen.

V reitcre Rationalisierungen

Der Weg der betrieblichen Vere ' nfachung - Rationalisierung
ist der dritte Hauptpunkt der Sanierungsverein ' rungen - wird mit
dem neuen Tarif - und Fahrseheinsystem eindeutig beschritten.
Immerhin werden von den derzeit 116 Fahrscheinka . tegorien bei
Strr ßenbahn und Autobus 58 aufgelassen . Das ist genau die
Hälfte . Das neue System zielt auf weitgehend schaffn rlosen Be¬
trieb . Folgerichtig wird daher mit 20 Frozent Rabatt bewuPt ein
starker Anreiz für den Vorverkaufsfahrschein geschaffen . Dies wird

ergähzt durch die Heranziehung von Trafiken für den Vorverkauf
von Einzelfahrscheinen , Kinderf ; hrscheinen ,

’ Sechserblocks ' und
den gängigsten Wertmarken.

Die zweite Komponente des sch .' ffnerlosen Betriebes ist der
Dauerausweis . Daher die Umgestaltung der Wochenkarten zu Strecken-
kerten , die ohne jede Zeitbeschränkung beliebig oft auf der frei
gewählten Strecke benützt werden können.

Der angestrebte schaffnerlose Betrieb mit automatischen
Fahrscheinentwertern und möglichst zahlreicher . Dauerausweisen
bedeutet aber nicht nur Personalersparnis , sondern auch kürzere
Haltestellenaufenthalte und somit bessere Reisezeiten.

Leider sind dem Einsatz schaffnerloser Beiwagen von Tech¬
nischen her noch gewisse Grenzen gesetzt . Bis zum Frühjahr 1967
sollen zunächst 120 zweiachsige Beiwagen der Type 13 zum Einsatz
k;ommen . Die Verkehrsbetriebe rechnen , schon ab Mitte November 1966
auch die Linien G ^ und 48 mit schaffnerlosen Beiwagen . versehen zu
können.
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Sodann könnten 1967 noch 50 vierachsige Beiwagen der Type C 3 auf

schaffnerlosen Betrieb ungebaut werden , sofern die Aufsichtsbe¬

hörde den gegenwärtig in Bau b findlichen Prototyp genehmigt.
Immer wieder werden Befürchtungen laut , der schaffnerlose

Betrieb könnte allzu viele Schwarz - und Graufahrer hervorbringen.

Die bisherigen Kontrollen haöen bewiesen , daß diese Befürchtung

in Wien unbegründet ist : Von 130 . 500 kontrollierten Fahrgästen

waren nur 1,2 Prozent widerrechtliche Benützer . Und von diesen

wieder die Hälfte aus Unvertrautheit mit der Neuerung . Die neue

Strafgebühr von 100 Schilling und Kontrollen sollen garantieren,
daß sich dieser Prozentsatz nicht verschlechtert.

Verbesserungen für den Fahrgast

Das neue Terifsystem enthält aber auch eine Reihe echter Ver

besserungen für die Fahrgäste : Die Kurzstrecken - Sammelkarte ( sie

ist für sechs Teilstrecken zum Preise von 10 Schilling beim

Schaffner und zu 8 Schilling io Vorverkauf erhältlich ) wird be¬

reits ab 8 Uhr früh gültig sein.
Neu wird eine Monats - Netzkarte für Hochschüler zu 170 Schil¬

ling geschaffen . Der Wunsch nach einer derartigen Netzkarte wurde

von der Österreichischen Hochschülerschaft immer wieder vertreten
Neu ist auch der begünstigte Soldatenfahrschein zu 2 Schil¬

ling . Damit folgt Wien den Beispiel von Innsbruck , Salzburg,
Graz , etc . - wenngleich die Hoheitsverwaltung in Wien zu einer
direkten Vergütung der Preisdifferenz an die Verkehrsbetriebe
nicht zu bewegen war.

Neu sind auch jene Vereinbarungen mit den privaten Autobus¬
linien , die möglichste Tarifeinheit und Tarifgerechtigkeit im
Wiener Stadtgebiet zum Ziele haben . Den Siedlern und Bewohnern
der Randgebiete , die von keinem städtischen Verkehrsmittel be¬
dient werden , soll endlich die Doppelzählung erspart werden.

Dem gleichen Ziel der Tarifgerechtigkeit dient auch die Maß¬
nahme , daß an Kahlenberg und Cobenzl Wohnende und Beschäftigte
gegen Ausweisleistung den Einheitstarif in Anspruch nehmen können

Mit der österreichischen Bundesbahn wird noch verhandelt über
die Einbeziehung der Strecken Strebersäorf , Leopoldau und Liesing
in den Gemeinschaftstarif der S - Bahn.

. /•
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Neu ist auch der Wegfall der Tagebeschränkung bei den Netz¬

karten für nicht berufstätige Blinde und Zivilinvalide . Damit

wird ein lange gehegter und sehr verständlicher Wunsch dieses

Personenkreises erfüllt.

Ein kleiner Schönheitsfehler ist die Beibehaltung des Tarif - '

gebietes II . Auf den Strecken 360 , 317 und 64 A , die über das

Stadtgebiet hinausgehen , sind immerhin 80 Bedienstete eingesetzt,

die den Verkehrsbetrieben eigentlich im Stadtverkehr fehlen . Es

war daher die einmütige Auffassung im Verhandlungskonitee , daß

für diese Außenstrecken ehestmöglich ein Ersatzverkehr gefunden

werden soll , damit die Kappung der Linien an der Stadtgrenze er¬

folgen kann . Da die Verkehrsbetriebe der Betriebspflicht unter¬

liegen , stäht es nicht in ihrem Ermessen , Linien einfach einzu¬

stellen .

220 Lillionen Mehreinn ahmen

Die Verkehrsbetriebe rechnen 1967 mit einem Erequenzabfall
von acht Prozent . Sie rechnen weiter damit , daß durch die neuen

lochenstreckenkarten eine nicht unbedeutende Zahl von Einzel¬

fahrten nicht separat bezahlt werden muß . Aus diesen Annahmen

errechnen sich Mehreinnahmen von 220 Millionen Schilling brutto

bei der Straßenbahn.
Die durchschnittliche Erhöhung entspricht 37 Prozent ( Ein¬

nahmen 1965 = 825 Millionen Schilling , umgerechnet 1 . 138 Millio¬

nen Schilling ) . Die Erklärung für diese optisch nicht sofort

ersichtlichen 37 Prozent liegt darin , daß der Vorverkaufsanteil

realistisch mit 80 Prozent angenommen wird und die Bezahlung von
Sinzeifahrten durch die neuen Wochenstreckenkarten teilweise weg¬
fallen wird.

Beim Autobus rechnen die Verkehrsbetriebe mit Mehreinnahmen
von 20 Millionen Schilling . Der Tarif innerhalb Ring und Kai
wird mit zwei Schilling vorgeschlagen . Die Tarife der Teilstrecken
sind - da es beim Autobus keinen Vorverkauf gibt - auf dem Preis
von vier Schilling aufgebaut . Persönlich bin ich auch der Meinung,
daß es mit dem neuen System , das auf weitgehend schaffnerlosen
Betrieb , zielt , eher möglich sein wird , für unsere Bediensteten bei
den Verkehrsbetrieben in weiterer Folge auch eine Verbesserung beim
freien Wochenende ernsthaft zu erwägen . Wir würden damit nicht nur
den Wünschen unserer Mitarbeiter entgegenkonmen , sondern auch dem
unternehmen die Gewinnung neuer Arbeitskräfte erleichtern . ,
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PIÖ und KPÖ h . ben sich geg . n den vorlj ' enden Antrag jus eeprochen.
Dies geschah zu einem Zeitpunkt , als der Antrag und drs Ergebnis
der verschiedenen Verhandlungen üb . rh . upt noch nicht vorlag oder

offiziell bekannt war . Ich muß d '- her - nnehmen , daß diese Äuße¬

rungen dem /u ;rche ntch Popularititsgewinn entsprangen . Dennoch
ersuche ich die Gesamtheit des Vien r Gemeinderates , den folgenden
Anträgen zuzustimmen , da sie nicht nur die wirtschaftlichen , son¬
dern auch die sozialen Gesichtspunkte berücksichtigen und auch
eine echte Rationalisierung darsteülen:

Die formellen Anträge

1 . Die in der Beilage eins enthaltenen Tarife für die Benüt¬

zung von Straßenbahn , Stadtbahn und Autobussen im Einheitstarif
sowie für die Wiener Schnellbahn der österreichischen Bundesbahnen
und Autobusse der privaten Unternehmungen in Tarifgemeinschaft
sowie die in der Beilage 2 enthaltenen Tarife für die Benützung
von Autobussen der Wiener Verkehrsbetriebe , die außerhalb des
Einheitstarifes geführt werden , werden mit Wirksamkeit vom
2 . Jänner 1967 genehmigt.

Die Genehmigung für den Autobusbetrieb gilt vorbehaltlich
der gemäß § 12 des Kraftfahrlinie ; gesetzes 1952 , BGBl . Nr . 84,
erforderlichen Genehmigung durch di . Konzessionsbehörde.

2 . Die Ändertngen der TarifboStimmungen und Beförderungs¬
bedingungen für die städtischen Verkehrsmittel in Wien werden
gemäß Beilage 3 mit Wirksamkeit vom 2 . Jänner 1967 genehmigt . Die
Genehmigung gilt vorbehaltlich der gemäß § 22 , Abs . 5 des Eisen¬
bahngesetzes 1957 , BGBl . Nr . 60 , erforderlichen Genehmigung der
disenbahnbehörde.

3 . Die Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe werden beauftragt,
die Tarifbestimmungen und Beförderungsbedingungen der städtischen
Verkehrsmittel in Wien entsprechend zu ändern und zu verlautbaren.

4 . Die Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe werden ermächtigt,
für Sonderwagenfahrten zur Beförderung von Personen und Gütern
im

, Straßenbahn - , Stadtbahn - und Autobusbetrieb die Preise fest¬
zusetzen , wobei grundsätzlich zumindest Kostendeckung gegeben
sein soll . Desgleichen werden sie zur Ausstellung von Sonder¬
fahrausweisen für den Linienverkehr aus besonderen Anlässen er¬
mächtigt .
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3 . Die Wiener Stadtwerke - 'Verkehrsbetriebe werden beauftragt,

die im Entv ;urf vorliegenden t ^bereinkomnen

a ) mit den privaten gewerblichen Autobusunternehmungen

(Beilage 6)
b ) mit den Tabakverschleißern ' iens hinsichtlich des Ver¬

kaufes von Fahrscheinen und Wertmarken ( Beilage 7 ) und

c ) mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung be¬

treffend Beistellung von Soldatenfahrscheinen ( Beilage 8 ) rechts¬

wirksam abzuschließen.
6 . Die Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe werden weiters,

ermächtigt , auf der Basis des bereits bestehenden Überein¬

kommens bezüglich der Schnellbahnstrecke Floridsdorf - Meidling

mit den Österreichischen Bundesbahnen wegen einer Einbeziehung der

Österreichischen Bundesbahn - Strecken Floridsdorf - Strebersdorf,
Floridsdorf - Leopoldau und Meidling - Liesing in ie Tarifgemeinscheft
mit den Wiener Stadtwerken - Verkehrsbetrieben zu verhandeln und

ein Abkommen darüber rechtswirksam abzuschließen.

Abschließend dankte die Referentin der Generaldirektion und

den Verkehrsbetrieben für die intensive Mitarbeit und richtete an

sie die Bitte , im Rationalisierengsbestreben auch weiterhin nicht

zu erlahmen , denn die Betriebskosten von heute bestimmen auch die

Tarife von morgen.

Die Debatte über die Tariferhöhungen

Als erster Debattenredner spricht Gemeinderat Maller ( KLS) .
Er betont , seine Fraktion werde nicht deshalb gegen die Vorlage
stimmen , um nach Fopularität zu haschen , sondern weil die Tarif¬

erhöhungen unsozial sind und vor allem die sozial Schwächsten

treffen . Die Vorlage widerspricht allem , was vor den Wahlen ge¬

sagt wurde , nämlich , daß der Schilling nicht kleiner werden

dürf e.
Die Wiener Stadtverwaltung sei jedoch offensichtlich nicht

zu belehren . Sie glaube an ein Wunder , an das Wunder nämlich,
daß die wirtschaftlichen Probleme der Verkehrsbetriebe durch

Tariferhöhungen gelöst werden könnten . In der Praxis hat sich

jedoch gezeigt , daß keine der bisherigen Tariferhöhungen eine

Lösung gebracht habe.
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Bei jeder bisherigen Tariferhöhung wurde das Versprechen

abgegeben , die Verkehrsbetriebe zu sanieren . Eine solche Sanic ’ming

ist bisher ausgeblieben . Auch die jetzigoüTarifSteigerungen
werden keine dauerhafte wirtschaftliche Verbesserung der Verkehrs¬

betriebe bringen . Die Erfahrung zeigt , daß Tariferhöhungen nur

immer wieder zu weiteren Verschlechterungen der wirtschaftlichen

Lage und zu einem neuen Fahrgastschwund führen.

Die gegenwärtige Tarifänderung ist die eklatanteste Preis¬

erhöhung der letzten 20 Jahre . Die bisher höchste Steigerung war

von 1,20 Schilling auf drei Schilling . Jetzt wird der Schaffner¬

fahrschein gleich um zwei Schilling erhöht . Es ist unverständlich,

daß die sozialistische Fraktion dabei mitmacht . Als in Vorjahr
die Erhöhung der Bundesbahntarife im Nationalrat zur Debatte stand

wurde dies von der SPÖ abgelehnt und führte zum Budgetkrach . Jas

dagegen eingewendet wurde , gilt genauso für die Straßenbahn . In

diesem Zusammenhang zitiert der Debattenredner mehrere Stellung¬
nahmen der " Arbeiter - Zeitung " gegen die ÖBB - Tariferhöhungen.

Die Tariferhöhungen bei der Straßenbahn sind in Wirklichkeit

Wasser auf die Mühlen der ÖVP und lähmen die Kampfkraft der

Arbeiterschaft gegen unsoziale Ma r nahnen . Die SPÖ müßte der CVP

hier Paroli bieten und ihr zeigen , daß man auch verantwortungs¬
bewußt handeln könnte.

Es ist falsch , daß es ohne Tariferhöhungen nicht ginge.
Im Gegenteil . In den letzten zehn Jahren haben die Wiener Verkehrs

betriebe rund 75 Millionen Fahrgäste verloren . Stadtr t Dr.

Schaumayer prophezeit nun einen weiteren Fahrgastschwund von acht

Prozent , Das heißt al « o . daß die Verkehrsbetriebe wieder 32 bis

35 Millionen Fahrgäste verlieren werden . Das alles zeigt , wie die

Verkehrsbetriebe heruntergewirtschaftet wurden . Der Fahrgast—
schwund ist auch nur zum Teil auf die steigende . otorisierung
zurückzuführen . Der h ebel müßte ganz woanders angesetzt werden*

Wir müssen vor allem von der Tatsache ausgehen , daß die Ver¬

kehrsbetriebe ein Teilunternehmen der Wiener Stadtwerke sind.
Bei diesen Stadtwerken ist ein Gebarungsabgang von 19,5 Millionen

Schilling für das laufende Jahr vorgesehen . In der Öffentlichkeit
aber argumentiert man nur mit dem Abgang der Verkehrsbetriebe in
Hohe von rund 500 Millionen Schilling.
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Der Redner st .- lüte die Frage , ob nach der Tariferhöhung

•veiterc Suventioniorung der Verkehrsbetriebe durch die G ' s - und

E - 'erke nöti 'T sei . / enn dies der Fall wäre , sei dies ein Einge¬

ständnis der / ir ] uiigslosigkeit der Tariferhöhung . Bas Haupt¬

problem der Verkehrsbetriebe sei dar angel an Eigenkapit ] und

der hohe Zinsendienst für Fremdkapit 1.

GR . Maller stellte in diesem Zusammenhang den intrag,die

Hoheitsverwaltung solle den Zinsendienst für Kredite der ir-

kehrs .betriebe übernehmen.

Bor Redner bezeichnete es auch cls verantwortungslos , daß

der Bund von den Verkehrsbetrieben pro Jahr 14 Millionen

Schilling an Beförderungssteuer verlange und stellte d . . n

Antrag , bei der Bundesregierung geeignete Schritte zu unter¬

nehmen , um die Verkehrsbetriebe von der Beförderungssteuer

zu befreien . Bor Finanzminister verzichte auch bei verschiedenen

Lokalbahnen auf diese Steuer.

Auch die Belastung der Verkehrsbetriebe durch betriebsfremde

Investitionen sei abzulehnen . Es wurde der Antrag gestellt , in

die Jirtschuftspläne der Verkehrsbetriebe für 1967 keine be¬

triebsfremden .uf geben aufzunehmer.

Bund und Gemeinde gewährten den Verkehrsbetriebon keine

zinsenfreien Kredite . Baher betrugen die Zinsenlasten heuer

mehr als 200 Millionen Schilling . Bi, . Verkehrsbetriebe brauchten

mehr Eigenkapital . Bieses werde ihnen nicht nur durch betriebs¬

fremde Lasten , sondern auch durch verschleierte Gewinnabfuhren

geschmälert . Bor Sprecher stellte an dieser Stelle den Antrag ,
die Gas - und E - - erke von den Gebrauchsgebühren für ihre Einbauten

zu befreien.

Er übte auch Kritik daran , daß eine Erhöhung des Grundpreise
für Gas geplant sei . Er wies von vornherein das Argument zurück,
daß ohne die Tariferhöhungen der Yohnbau eingeschränkt werden

müßte.
Ein restliches Befizit sollten sich die Verkehrsbetriebe

v on den großen Unternehmen holen . Eine wöchentlich zu ent¬

richtende Verkehrsförderungsabgabe von 5 Schilling pro Dienst¬
nehmer würde den Verkehrsbetrieben jährlich 200 Millionen

Schilling einbringen.
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Es wurde der Antrag eingebracht , den Entwurf für die Einführung

einer zweckgebundenen Verkehrsforderungsabgabe zugunsten der

Wiener Verkehrsbetriebe , die von den Unterneh ern nach der Kopf¬

zahl ihrer Arbeitnehner zu entrichten v/; re , ausarbeiten zu lassen.

Nachdeo der V/erbeaufwand der / iener Firnen rund 1 . 000 Ilillionen

pro Jahr betrage , konnten auch die 200 Hillionen für die Ver¬

kehrsbetriebe aufgebracht werden , die den Arbeitnehmern eine Tarif¬

erhöhung ersparen würden.
Unternehmer in Liesing hatten kürzlich bewiesen , daß sie

bereit sind , für bessere Verkehrsverbindungen ihrer Arbeiter auch

finanzielle Lasten zu tragen . Sie holen sich Arbeitskräfte aus

einer Entfernung von 90 Kilometer mit eigenen Autobussen.

Der Preis des Straßenbahnfahrscheines sei seit 1345 auf das

Zwölffache gestiegen , nach der Erhöhung v ' erde er das Zwanzig¬
fache betragen . Die Bezüge der Gemeindebediensteten seien nur

auf das Neunfache erhöht worden . Vergleiche oit Auslandstarifen

seien unzulässig , weil die Lohn - und Gehaltsstruktur eine andere

sei.
Es werde auch zu wenig gegen den Fahrgastschwund getan . Die

Anzahl der angebotenen Plätze in Straßen - und Stadtbahn habe sich

seit 1955 um 10 . 000 verringert , in den Autobussen ist sie aller¬

dings etwas gestiegen.
Gemeinderat Maller übte sodann Kritik an Einzelheiten des

neuen TarifSystems , die er als unzweckmäßig beziehungsweise unsozial
bezeichnete.

Es wird versucht , die Tariferhöhungen durch einige Zuge¬
ständnisse schmackhafter zu machen . Damit aber wird die Schuld
nicht kleiner . SPÖ und 0VP mögen sich an ihre Wahlversprechungen
erinnern ? ' Dein Schilling darf nicht kleiner werden ! ' Was heute
beschlossen wird , verkleinert den Schilling der sozial Schwächsten.
Vena Sie unseren Antrag auf Einführung einer zweckgebundenen
Verkehrsförderungsabgabe der Unternehmer ablehnen , so schützen
sie den Schilling der sozial Schwächsten.

GR . Peter ( FPO ) erklärt , daß das , was so neckisch als Ände¬
rung bzw . Regulierung bezeichnet wird , in Y/irklichkeit große Er¬

höhungen sind . Er erinnert daran , daß ihm vor zwei oder drei Jahren,
Qis er vor einer schleichenden Inflation warnte , zwei prominente

• /.
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Vertreter der sozialistischen Geneinderatsfraktion vehcmt wider¬

sprochen hrben . ^ eute spricht nicht nur die FPÖ , heute spricht auch
die Publizistik bereits davon , daß die Kaufkraft des Schillings
inner schwächer , daß der Schilling immer asthmctischer wird.

Gleichzeitig , aber wahrscheinlich nicht zufällig,finden auch in

Heus aia Ring Verhandlungen über einschneidende Erhöhungen der

Tarife und Preise statt . Nur unterscheiden sich die Diskussions-
nehhoden . Drüben sind die Sozialisten in Opposition , dort ist
ihnen nicht recht , wozu sie hier zustimnen . Das ist ein doppeltes
Spiel . Drüben spielt die Volkspartei den Solopart , hier fiedelt
sie im Duett , und auch wenn sie hier die zweite Geige spielt , so
ist es trotzdem dasselbe garstige Lied wie drüben am Ring.

In der Begründung zum Budget werden "’endungon gebraucht , die
ebenso auf Wien anwendbar sind . Es heißt , es müsse zum Konsum¬
verzicht kommen , um den Geldwert nicht zu gefährden . Ist der
Konsumverzicht nicht gleichzusetzen mit einer Einkommens¬

schmälerung der Arbeitenden , der schaffenden Bevölkerung . Wenn
uan Preise und Tarife erhöht , kann man weniger konsumieren . Gercen
diese Tendenz im Hohen Haus ist die große Opposition . Hier da¬

gegen macht die Sozialistische Partei mit in Konsumverzicht . Das
ist eine doppelzüngige Politik . Ein künftiger Wahlgang wird auch
über diese Art , in Österreich Politdk , zu treiben , ein Urteil
sprechen.

Jeder Konsumverzicht bedeutet eine Produktionseinschränkung.
Wenn nicht konsumiert wird , fehlt der Sog zur Produktion . Man
kann nicht auf der einen Seite für einen Konsumverzicht plädieren,
und andererseits eine Steigerung der Produktion und der Produktivi¬
tät verlangen . Ein Konsumverzicht durch Preissteigerungen führt
zur Geldentwertung , führt zu laufender und dauernder Inflation.
Auf P̂reissteigerungen folgen Lohnforderungen , dann kommen wieder
Preissteigerungen - und dann sind wir in dem circulus vitiosus.

Der Standpunkt seiner Fraktion sei daher mehr verbrauchen,
raeh .r konsumieren , daher auch mehr produzieren , mehr verdienen,
Vollbeschäftigung garantieren und Vollbeschäftigung erhalten.
Sicherlich kann die Gemeinde Wien diesen Weg nicht für sich
ollein gehen . Nachdem aber in der Regierung zwanzig Jahre die
selben Parteien gesessen sind , die heute hier sitzen , können sie
ä-ie Schuld nicht abwälzen.
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Man muß sich ; viz entschieden dagegen z obren , daß bei dem

Rückgang des Ve r t e 3 der Nahrung unser otaat in der Tabelle in ,. ^ r

Soitzengruppe rangiert . Bas j . sb oxn Zeichen für jene inflationioti

sehe Tendenz , vor der nicht genug gewarnt werden kann . In den

WahlVersprechungen wurde viel , über die wertmäßige Erhaltung

unseres Schillings gesprochen , nach der Wahl hat man jedoch bald

darauf vergessen . Die ' ahlversprechungen h ^ ben auch die Sanierungs

maß nahmen für die Verkehrsbetriebe mindestens ein Jahr lang

blockiert . Ein Sanierungsplan für die Verkehrsbetriebe wurde be¬

reits im Juli 1965 angekündigt . Er hätte in Oktober 1965 bereits

dem Gemeinderat vorgelegt werden so 11 in . Dazu gekommen ist e3

nicht , denn inzwischen ist ein hektisches ,/ahlfieber ausgebrochen.

Stadtrat Schaumayer hat im Juli dieses Jahres erklärt , daß eine

Tariferhöhung nicht identisch avl lit einer Sanierung . Was soll

nun die Tariferhöhung eigentlich bedeuten ? Ist sie der Versuch

ainer Sanierung oder i t si ; nur eine Teillösung ? //ann wird für

diese GeneralSanierung endlich rin Plan vorgelegt werden , dessen

Durchführung dauerhafte «Wirkungen zeitigen v/ird ? Preiserhöhungen

sind erst dann gerechtfertigt - vv : nn alle anderen Sanierungsmaß-

nahmen erschöpft sind . Ilen har . ' , heute aber kaum der Meinung sein,

daß alle anderen Sanierungsmaßnahmen ausgeschöpft sind . Das Ver¬

hältnis Eigenkapital und Fremdkapital werde immer ungünstiger
und eine Kapitalaufstockung wäre unbedingt notwendig . Der von der

Stadtverwaltung den Verkehrsbetrieben ' ' geschenkte " Zweier ^ inien—

Tunnel sei doch wahrlich keine reale Kapitalaufstockung , denn man

kann mit ihm weder Schulden bezahlen , noch Personalkosten.

Auf dem Sektor der Ver . /al 'i ’
. ngsvereinfachung v/äre gleichfalls

noch viel zu tun . ^ ie Relation ratschen dem fahrenden und den

nichtfahrenden Personal verschiebt sich von Jahr zu Jahr zugunsten
des nichtfahrenden Personals . In - der Kriegszeit hat es weniger im

Verkehr Bedienstete für die gleiche Anzahl von Fahrgästen gegeben.
Auch in anderen Städten ist aas Verhältnis weitaus günstiger.

Notwendig sind auch technische Rationalisierungen . Die Ver¬

wendung so vieler verschieden : r VZagentypen hat sich sehr ungünstig
und kostspielig ausgewirkt.

Ein großer Mangel ist auch das Fehlen des Dienstes an Kunden.
Die Verkürzung ' am Intervallen i . r .d weniger vollgestopfte Straßen¬

bahnwagen würden unter anderen Tie Verkehrsbetriebe weitaus an¬

gehender machen /



21 . Oktober 1966 " Rethaus - Korresjt ondenz" Blatt 3040

Die Verkehrsbetriebe seien euch zu sehr mit fremden Lasten

belastet , dazu gehören zum Beispiel die Beförderungsst uer und

die Sozialtarife.

Jetzt erwarten wir Mehreinnahmen von 240 Millionen Schilling

pro Jahr . Aber alle diese Einnahmen , die sie heute beschließen

wollen , betonte der Redner , sind nicht kostendeckend . Wir werden

diesen Anträgen nicht zustimmen . Er wolle aber gleich sagen , daß da

nicht heißen soll , seine Fra > tion sei gegen alles , was in diesem

" laket " drinnensteckt . So begrüßte der Redner die Bereinigung der

Fahrscheinkategorien , die Einführung des SoldatenfahrScheins,

den Trafikverkauf und die Erhöhung der Strafen für Schwarzfahrer.

Starke Einwendungen nacht jedoch Gemeinder ^ t Peter gegen die

" nicht ganz demokratische Art " geltend , mit der solche bedeutende

Vorlagen " zusamnengebraut und beschlossen werden 1' . Zur • orberatung

wäre der zuständige Gemeinderatsausschuß berufen gewesen , aber es

war schon vorher alles ausgemacht.
Abschließend erklärt der Redner nochmals , daß seine Fraktion

den Anträgen nicht zustimmen werde.

Geneinderat Haag ( ÖVP ) betont , daß seine Fraktion nur unter

gewissen Voraussetzungen über die Tariferhöhung zu verhandeln

bereit war . Dazu gehörten die Bereitstellung ausreichender In—

vcstitionsmittel , ein T bereinkommen mit der Bundesbahn , eine

Vereinbarung mit den privaten Autobuslinien , der Soldatenfahr—

schein und die Vereinbarung mit den Trafikanten wegen des Vor¬

verkaufs . Es ist in erstaunlich kurzer Zeit gelungen , hier Über¬

einstimmung zu erzielen , so daß mit den TarifVerhandlungen begon¬

nen werden konnte.
Trotzdem : die Tsriferhöhung bringt sicher eine fühlbare Be¬

lastung für die Bevölkerung . Aber die neuen Fahrscheinkategorien

bieten auch einige Vorteile.

Zu den Verhandlungen mit der Bundesbahn bemerkt der Redner,
daß bedauer ] icherweise bei den hohen Beamten nicht sehr großes

Verständnis für die Bedürfnisse der Bevölkerung vorhanden war.

Stadtrat Dr . Schaumayer ist es aber gelungen , mit Vei 'kehrsninister

Dr . Weiss Fühlung zu nehmender die Beamten veranlassen wird , zu

einem Übereinkommen zu gelangen.
Zur Einbeziehung der privaten Autobuslinien bemerkt der

Redner , daß damit eine alte Forderung der ÖVP in Erfüllung ge¬

gangen ist.
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GR . Haag weist darauf hin , daß man bei Fahrten in privaten

Autobussen stets einen Vorverkaufsfahrschein bei sich führen v/ir I

missen , da man keine Schaffnerfahrscheine in diesen Autobussen

bekommen wird . Ferner gibt er der Hoffnung Ausdruck , daß es auch

noch gelingen werde , die Badner Bahn und -len ir‘osoautobetrieb in

Qie Tarifeinheit einzuschließen . Auf den Kahlenberg - Linien .connte

bereits eine echte Verbesserung durchgesetzt werdeh , da Kahlenberg-

Anrainer und Beschäftigte Begünstigungen genießen.

Auch die nunmehr durchgesetzte Begünstigung für Bundesheer¬

soldaten in Uniform ist eine alte Forderung der ÖVP , Eine andere

ÖVP - Forderung , wonach auch Rentner mit Ausgleichszulage ver¬

billigte Fahrscheine erhalten sollten , konnte leider nicht berück¬

sichtigt werden.

Nach Hinweisen darauf , daß durch die Einschaltung der Trafiken

eine breite Streuung des Vorverkaufs gewähr lastet ist und die

Tarifänderungen eine der Grundlagen für das neue U— Hahn — Konzept

sind , richtet GR . Haag den Appell an die Fresse , bei der Bericht¬

erstattung über die Tariferhöhungen nicht nur das Negative her¬

vorzuheben , sondern auch sachlich über das Positive zu schreiben

und die Bevölkerung über die vielen Möglichkeiten zu informieren,

welche die Tarifregelung mit sich bringt.

GR . Nekula ( SPÖ ) weist als nächster Debattenredner darauf

hin , daß für die Gespräche zwischen SPÖ und CVF über die Ver¬

besserung der Situation der Verkehrsbetriebe zwei Probleme maß¬

gebend waren ; 1 . die finanzielle Erage , über die Stadtrat Br . Schau-

uayer bereits ausführlich berichtet hat , und 2 . die personelle

Situation . Zun Punkt 2 ist zu sagen , daß gegenwärtig beim Fahr¬

porsanal der Verkehrsbetriebe ein Unterstand von zehn Prozent

herrscht . Durch die Tarifregelung wird jedoch eine echte Rationali¬

sierung erreicht werden können - Wahrend es bisher 116 verschiedene

Tarifarten gab , wird es jetzt nur mehr 58 geben . Auch die schaffner¬

losen Beiwagen werden nach der Durchführung der Tarifänderungen

besser eingesetzt werden können . Außerdem sollen auf diesen Bei¬

wagen " blecherne Schaffner " , also Fahrscheinentwerter , eingeführt

.werden.

Im weiteren beschäftigt sich GR . Nekula mit der vom Finanz¬

referent Slavik angekündigten Sach - und Bareinlage von 1,2 Milliarden

Schilling . Die bisherigen Einlagen dazugerechnet , erhalten die

Verkehrsbetriebe insgesamt 2,2 Milliarden Schilling.
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Dazu kommen weitere 188 Millionen Schilling durch den Verzicht

der Hoheitsverwaltung auf verschi dene Gebühren , wü zun Bei¬

spiel auf die V/egebenützungsgebühr.
Im Zusammenhang mit einer Bemerkung von Bundeskanzler Klaus,

wonach sich dieser als V/iener fühle und Wiener Intereseon ver¬

treten wolle , richtet der Debattenredner an den Bundeskanzler den

Appell , die Beförderungssteuer , die vom Bund eingehoben v/ird,

uifzulassen . In diesen Fall hätten die Verkehrsbetriebe jährlich

un 14 Millionen Schilling weniger Zahlungen zu leisten . Seit 1950

nußten die Verkehrsbetriebe nämlich rund 156 Millionen Schilling

an Beferderungssteuer zahlen.

Durch die Einbeziehung privater Autobuslinien in die Tarifge-

ncinschaft wurde eine für manche Bevölkerungsteile best ..hende

Härte beseitigt . Natürlich erhalten die Autobusunternehmer eine

finanzielle Abgeltung von seiten der Stadt Wien

Eine wesentliche Erleichterung ist es , daß die Vorverkaufs-

fnhrscheine in allen Trafiken erhältlich sein werden und daß

die Kurzstreckenkarten bereits a.b 8 Uhr benützbar sind . Für

Präsenzdiener wurde die " Graue - Karte " geschaffen . enn man in

den Zusammenhang von den Leistungen der Jungmänner spricht , ist zu

betonen , daß diese Leistungen nicht ursächlich mit der Uniform

in Zusammenhang stehen . Daher sollte man die Fahrbegünstigung
für Präsenzdiener nicht vom Tragen der Uniform abhängig machen.

Geneinderrt Nekula regte daher an , Gespräche über eine Regelung
zu führen , die allen Jungmännern die Fahrtbegünstigung einräumt,

gleichgültig ob sie in Uniform oder in Zivil sind.

Die Verkehrsbetriebe wurden als "heruntergewirtschoftet"
bezeichnet , aber es wurde verschwiegen , daß nach 1945 Kriegs¬
schäden von rund einer Milliarde Schilling zu beheben waren und
bis 1955 keine großen Investitionen gemacht werden konnten . Ge¬
messen daran stellt die Leistungskraft der Verkehrsbetriebe einen
echten Erfolg dar,

Die neue Form der Streckenkarten wird vielen Gruppen von
»

Berufstätigen Vorteile bringen , vor allem auch den Kr nken-

schwestern.
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Die Doppelzüngigkeit der FPÖ zeigt sich daran , daß Gemeinde-
rat Peter hier verschiedene finanzielle Belastungen der Verkehrs¬
betriebe beklagt hat , während er im Verhandlungskonitee der
Trafikanten eine fünfprozentige Provision für die Vorverkaufs¬
fahrscheine verlangte . An dieser Forderung wären die Vertu ndl ungen
beinahe gescheitert . Wo es also um den Privatprofit geht , tun
der FPÖ die Verkehrsbetriebe nicht mehr leid.

Der Mehrertrag aus der Tariferhöhung macht brutto 240
Millionen Schilling aus . D -' von sind aber die Provisionen für
die Trafikanten sowie die finanzielle Abgeltung für die Schnell¬
bahn und die privaten Autobuslinien in Ab ug zu bringen , so daß
nur rund 200 Millionen Mehrertrag übrig bleibt.

Die SPÖ - Fraktion wird den Tarifvorschlägen zmstimnen.
Gemeinder ^ t Bauscher ( KLS ) meinte als nächster Debatten¬

redner , die Zustimmung zu der Tariferhöhung werde vielen Gemeinde¬
räten nicht leicht fallen . Angestellte Vergleiche mit der Budget¬
debatte im Parlament seien nicht zufällig . Die ÖVP habe ein
klares Konzept der Begünstigung der Reichen und der Sicherung der
Privilegien cer Besitzenden . Die jüngste Vermögensstatistik habe
gezeigt , daß rund 78 Prozent des Volksvermögens in den Händen
von etwa 11 . 000 Millionären liegen . Die FPÖ habe sich hier einer¬
seits gegen die Konsumeinschränkung gestellt , andererseits im
Parlament den sogenannten Wirtschaftswachstunisgesetzen zugestinnt,
^uch die Haltung der SPÖ sei inkonsequent und zwiespältig.

Als der Redner zum Vergleich die Wohnbaupolitik heranzog,
wobei er von der Ablehnung des Vorschlages auf Einführung einer
Abgabe für leerstehende Wohnungen sprach , und Seitenhiebe auf die
Koalition austeilte , wurde er dreimal von der Vorsitzenden Ge¬
meind erat Nora Hiltl unterbrochen und aufgefordert , zur Sache
zu sprechen.

Wir haben, , erklärt der Redner , immer ein klares Konzept in
diesem Haus vertreten : Man muß die Reichen belasten , die Be-

. sitzenden stärker heranziehen und die kleinen Leute , die Arbeiter und
Angestellten , schonen . Unsere Vorschläge wären geeignet , das
Defizit abzubauen . Dann muß man aber gegenüber dem Koalitions¬
partner eine andere Haltung einnehmen.
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Br . Stemmer hat die Meinung vertreten : Vien ist die letzte Brücke

der Koalition . Entweder es liegt Ihnen so viel an dieser letzten

Brücke , oder es liegt uns etwas an den Interessen / iens . 7cs

nützt uns die letzte Brücke , we * ’ i uns die Volksp ^ rtei im Bund

ständig benachteiligt.
Die Verlage enthält eine Reihe von positiven Elementen . Aber

alles wird in diese unsoziale I ri c erhöhun - verp ; ckt . Die Mehr¬

heit des Hauses müßte sich ent ch : Laßen , statt den /eg der

Tariferhöhungen und damit einen /eg dr Umverteilung des Volks-

vermögons zu Ungunsten der kleinen leute zu gehen , die berech¬

tigten Interessen gegenüber der P rtei der Besitzenden , gegen¬
über der Volkspartei , durchzusetzen.

GR . Dr . Schmidt ( FPÖ ) erklärt , das Erschütternde sei , daß man
‘rine Tariferhöhung vorlegt und von - iner Sanierung dc ; r Verkehrs¬

betriebe spricht , andererseits aber für die Zukunft bereits mit

einem weiteren Verlust an Fahrgästen , mit einem Frequenzrück¬

gang von acht Prozent rechnet . Han glaubt also weiterhin nicht

en eine zunehmende Attraktivität unserer öffentlichen Verkehrs¬

mittel , sondern rechnet damit , daß der Anreiz zur Benützung
dieser Verkehrsmittel sinkt , rl rum macht man dann eigentlich
eine solche Tariferhöhung ? Damit halst man diese erhöhten Lasten

den noch verbleibenden Straßenbahn - und Stadtbahnbenützern auf.
Es bleibt nur mehr der kleine Mann übrig , der sich nicht mit
einem eigenen Fahrzeug versorgen kann . Der Kranke und Alte wird
in erster Linie getroffen . Deswegen ist diese Erhöhung in höch¬
stem Maße unsozial , sie reiht sich würdig an die Belastungen an,
die nun von allen Seiten auf die Bevölkerung eindringen.

Die Verantwortung für diese empfindliche Last tragen beide

Parteien der Rathauskoalition gemeinsam , auch die ÖVP . Es wird

der Volkspartei nicht gelingen , aus dieser Tariferhöhung eine

einseitige Angelegenheit zu machen . Was wird diese Tariferhöhung

schließlich bringen ? Gar nichts ! Wir werden in einigen Jahren , wenn

d- ie finanziellen Zuschüsse der Hoheitsverwaltung wegfallen , wieder

sc weit sein . Die Hoheit sverwaltung hat ' den Stadtwerken niemals

entscheidend geholfen , .Wann heute der Finanzreferent bereit ist,

tiefer in die Tasche zu greifen und etwas größere Hilfe zu leisten,
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so ist es gerade jetzt sehr problematisch , wo die Finanzkraft

Wiens durch den neuen Finanzausgleich geschwächt werden soll.

Dazu kommt , daß wir vor bedeutenden Aufgaben , wie etv/a den Bau

der U- Bahn , stehen . Wir haben die fetten Jahre hinter uns , vor

uns stehen einschneidende Belastungen , die auch di © Bevölkerung

g -u tragen hat . Jetzt erst * nuß man den Stadtwerken finanziell

stärker unter die Arne greifen , weil man es früher nicht getan

hat und weil sie , wenn man es jetzt auch nicht täte , sie eigent¬

lich den Bankrott ansagen müßten . Warum hat man die Stadtwerke

gerade noch so leben lassen ? Es waren noch sehr viele partei¬

politische Gesichtspunkte maßgebend.
Der Redner bezeichnet die Stadtwerke als das Stiefkind unserer

Verwaltung . So waren zum Beispiel auch politisch - wahltakuische

Gründe dafür maßgebend , daß man io Vorjahr die bereits vollständig

ausgearbeitete Tarifregelung um ein Jahr verschob . Diese Tatsache

hat sich für die Bevölkerung sehr ungünstig ausgewirkt , de? damals

noch eine Erhöhung von drei auf vier Schilling in Aussicht genommen

war , nunmehr aber auf fünf Schilling . ( Zwischenruf Ge . einder ^ t

Schreiner ( SPÖ ) : Damals hätten sie also dafür gestimmt ? ) Ge¬

meinderat Ir. Schmidt stellt fest , daß seine Fraktion auch damals

nicht dafür gestimmt hätte , daß aber der Bevölkerung die Erhöhung

im heute zu beschließenden Ausmaß erspart worden wäre . Man dürfe

nicht Gemeinderat Peter Doppelzüngigkeit vorwerfen , diese Doppel¬

züngigkeit treffe vielmehr auf andere zu . So habe Stsdtrat Bock

anläßlich der Budgetdebatte 1961 gesagt , er würde es für ein

Verhängnis halten , wenn man bei allen Entscheidungen die Frage
stellt , ob sie der Partei schaden oder nicht , denn die Ent¬

scheidung darf nur davon bestimmt werden , ob sie im Interesse

der Bevölkerung liegt . Nun aber , da der Karren verfahren ist , will

man Ratschläge von der Opposition . Er befinde sich in guter
Gesellschaft , nämlich in der des Abgeordneten Czettel,der im

Parlament die Regierung anläßlich der Behandlung der Tarifer¬

höhungen aufforderte zurückzutreten und über die Taj ? i f naßnahmen
* die Bevölkerung entscheiden zu lassen . Würde man diesen Vorschlag

in Wien verwirklichen , säßen die heutigen Gemeinderäte nach der

Volksentscheidung sicherlich nicht mehr in diesem Haus.
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Stadtrat Dr . Maria Schaunayer dankt in Schlußwort den Dis¬

kussionsrednern , soweit sie sich nit den vorliegenden Antrag

beschäftigt haben , für ihren Beitrag . Mit den Ratschi '
gen , die an

den Finanzreferenten gerichtet waren , will sie sich nicht be¬

schäftigten , ebensowenig nit den Appellen , welche die KPÖ und

an die SPÖ gerichtet hat . Die Sprecher der Opposition haben ihr

Plansoll durch eine betriebswirtschaftliche und eine volkswirt¬

schaftliche Vorlesung erfüllt . Das Urheberrecht für den Aus¬

spruch , daß eine Tariferhöhung keine Lösung ist , darf Geneinde-

rat Maller sicherlich nicht für sich in Anspruch nehnen . Eine

Kapitalaufstockung von 1,2 Milliarden Schilling wird aber auch

von den Sprechern der Opposition nicht völlig ignoriert werden

können . Es wurde bei der Referierung des vorliegenden Antrages

auch nicht behauptet , daß die Tarife kostendeckend sein werden

und daß es sich un eine vollständige Sanierung der Verkehrs¬

betriebe handelt . Der Gemeinderat sei nit der Sachlage viel zu

vertraut , un du den Schluß können zu können , daß nit den beab¬

sichtigten Ma nahnen , die auf drei Jahre terninisiert sind , weder

die Versäunnisse von elf Jahren aufgeholt werden können , noch

eine endgültige Lösung erreicht werden kann.

Das Defizit wurde nicht eindrucksvoller dargeswellt als es

tatsächlich ist . Die Frage , ob nun eine Subventionierung der

Verkehrsbetriebe durch Gas - und E- Werke überflüssig ist , nuß

nit nein beantwortet werden . Diese wirtschaftliche Verbindung
der Stadtwerke hat sich jedoch in vielen Bereichen als sehr günstig
erwiesen.

Der erste Antrag des Gemeinderates Malier beschäftigt sich
nit der Übernahme des Zinsendienstes für Kredite der "lener Stadt-

werke - Verkehrsbetriebe durch die Hoheitsverwaltung . Die Referentin

bezeichnet das als ein sehr komplexes Thema , das man , will man
nicht den Vorwurf der Demagogie auf sich nehmen , nicht mit einem

Handstrich bejahen oder ablehnen kann . Sie empfiehlt daher den An¬

trag , der nur eine Klarstellung verlangt , anzunehmen.
• Zum zweiten Antrag , Befr iung der Wiener Stadtwerke - Verkehrs-
betriebe von der Beförderungsstouer : Sie habe , als es um die

Heufassung dieses Gesetzes ging , ein Ersuchen um Befreiung von der

Beförderungssteuer an das Finanzministerium gerichtet . Sie ersucht
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die sozialistische Fraktion , sie in diesen Bestreben zu unter¬

stützen und daß sich der Städtebund für diese Frage interessieren

nöge . Es sei dies nicht ein Thema , das Wien allein angeht , sondern

auch die anderen Landeshauptstädte , die öffentliche Verkehrs¬

mittel besitzen . Die Referentin ersucht um Annahme des Antrages.
Der dritte Antrag verlangt , den Wiener Stadtwerken , Gaswerke

und E- Werke , die Gebrauchsgebühren zu erlassen . Es wird die Zu¬

weisung an den Finanzausschuß beantragt , die die Referentin unter-

s tut z t.
Der vierte Antrag hat zun Gegenstand , in die Wirtschafts¬

pläne für das Wirtschaftsjahr 1967 keine betriebsfremden Ausgaben
mehr aufzunehnen , da der Begriff betriebsfremde Ausgaben keineswegs
fest unrissen ist . Man versteht heute darunter einen gewissen Anteil
der Zinsenleistungen , weiters die Altpensionen und die Sozialtarife.
Die Stadträtin empfiehlt den Antrag zur Ablehnung.

Der fünfte und letzte Antrag des GR . Maller ist darauf

gerichtet , eine zweckgetundene Verkehrsförderungsabgabe zugunsten
der Verkehrsbetriebe vorzubereiten . Die Referentin empfiehlt , den

Antrag abzulehnen , weil für Verkehrsunternehnungen das Benützungs¬
prinzip zu gelten hat . Darüber hinaus aber müssen wir uns doch im
klaren sein , daß derartige Steuern und Abgaben , die den Unterneh¬
men auferlegt werden , für diese gewinnmindernde Ausgaben darstel-
len . Das heißt , daß durch die Einführung einer derartigen Abgabe
die Einnahmen der Stadt Wien eine Schmälerung erfahren würden,
die vermutlich sogar den Effekt aufhebt.

Der FahrgastSchwund wird zum größten Teil durch die zunehmen¬
de Motorisierung verursacht . Zweifellos wird eine U- Bahn die
Verkehrsbetriebe attraktiver und anziehender machen.

Die Auflassung des Sonn - und Feiertags - RückfahrscheineB
sei keine Härte , da dieser Fahrschein bisher teurer war als der
Vorverkaufsfahrschein , das selbe gilt für den Hunde - und Gepäckfahr¬
schein . Es stimmt auch nicht , daß es keinen Teilstreckenfahrschein
gibt , denn man 1_ ann mit dem. Sechser - Block Teilstrecken und Kurz¬
strecken befahren . Unklar sei auch , warum sich die Kommunisten
an der Auflassung des Tages - Rückfahrscheines stoßen , der doch
durch die neuen Streckenwochenkarten überflüssig wird.
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Dia Referentin beantvortet weiter verschiedene Fragen , die in

der Debatte aufgetaucht sind . Sie stellt unter anderem fest,
daß gestern bereits mit Generaldirektor Dr . Schantl vbn den
Bundesbahnen eine eingehende Besprechung st . ttgefunden hat,
bei der eine grundsätzliche Übereinstimmung erzielt werden
konnte . Die Relation ' Temdkapital Eigcnkrpit . 1 wird sich bis

zu .. . Jahr 1969 auf 26 Prozent verbess - rn können.
Abschließend erklärt die Referentin , für die CVF sei die

Gemeinde 7ien keine einseitige Angelegenheit . Die ÖVP fühle
sich der Stadt Wien und der Wiener Stedtvorvaltung echt ver¬
bunden ! ( Beifall bei der ÖVP . ) Sie bekenne sich dazu , daß bei
der Tariferhöhung nicht nur wirtschaftliche sondern auch soziale

Gesichtspunkte berücksichtigt wurden und eine Vereinbarung
getroffen wurde , die für die Verkehrsbetriebe nicht schädlich
sondern nützlich ist.

Bei der Abstimmung werden die Anträge der Referentin mit
den Stimmen der SPC und der ÖVP angenommen .

Die Anträge der KLS - Fraktion wegen der Beförderungssteuer,
wegen des Zinsendienstes und der Gebrauchsgebühren werden ein¬
stimmig zur Behandlung zugewiesen: die Anträge über betriebs¬
fremde Lasten und eine Verkehrsförderungsabgabe werden abgelehnt .

GR. Hüller ( SPÖ ) stellt den Antrag , einen Vertrag über den
Tausch von Liegenschaften zwischen der Gemeinde Wien und einem
Grundbesitzer namens Franz Karl Burda zu genehmigen . Dabei
handelt es sicht kurz um folgende Transaktion : Der Wiener
Gemeinderat hat am 3o . Juli 1965 beschlossen , eine Liegenschaft
in Ober - Döbling anzukaufen . Man kam uberein , mit dem Grundbe¬
sitzer einen Tauschvertrag abzuschließen . Die Verhandlungen
gestalteten sich deshalb schwierig , weil für das Grundstück
bereits eine Baubewilligung für die Srrichtung eines /ohn - und
Geschäftshauses vorlag und dadurch verschiedene Kosten im
Zusammenhang mit ^ rehitektenhenoraren entstanden waren , Schließ¬
lich wurde folgender Tauschvertrag vereinbart : Franz Karl Burda
überträgt die 1 . 038 Quadratmeter große Liegenschaft , die einen
■■ert von 1,6 Millionen Schilling repräsentiert , an die Stadt
/ ien 9 dafür erhält er eine 587 Quadratmeter große städtische
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Liegenschaft in ' ieden in ,/ert von 1 , 1 Trillionen Schilling so-

v/ie als r/ertausgleich eine ^ ufZahlung von 5oo . ooo Schilling;
außerdem erhält er 1 00 . 000 Schilling als Ersatz für die von

ihn bezahlten Architektenhonorare . Dazu könnt noch , daß sich

die Gemeinde 'Vien verpflichten soll , einen der Architekten

Schadenersatz zu leisten , und zwar in Form eines Planungsauf¬

trages der Gemeinde / ien für 1oo Wohnungseinheiten.
GA. Habl ( ÖVP ) opponiert in der Debatte gegen diesen Antrag.

Dabei räumt er zunächst ein , daß bei der Interessenabwägung
zwar zu berücksichtigen sei , daß die Stadt ' Vien deshalb daran
interessiert sei , das Grundstück zu erwerben , weil die anschlie¬
ßenden Grundstücke bereits in ihrem Besitz sind . Bei der Trans¬
aktion sei jedoch ein dritter Faktor aufgetreten : Die Gemeinde
i ien müsse in diesem Fall nicht nur Brsatz für das Architekten¬

honorar leisten , sondern darüber , hinauus uch einen Planungsauf¬
trag für 100 /ohnungseinheiten vergeben , v/as einem Wert von
einer halben Million Schilling entspricht , ds handelt sich
dabei also um eine Verquickung materieller Leistungen mit einem
Auftrag.

Deshalb müsse man bei solchen Transaktionen gewisse Bedenken
annelden . Je mehr Architektenaufträge im Anschluß an Transaktionen
gegeben werden , umso weniger bleiben für die Vergabe auf den
üblichen / eg übrig . Darin könnten die Architekten einen be¬
quemen /eg finden , wie sie . zu Aufträgen kommen könnten . Darüber
hinaus aber erhebe sich im konkreten Fall auch die Frage , womit
•moh der Architekt diesen Planungsauftrag verdient hat . Jeden¬
falls wäre es zweckmäßiger , alles in Geldleistungen abzugelten,
üie ÖVP - Fraktion wird dieser Vorlage ihre Zustimmung versagen.

Stadtrat Sigmund ( 3PÖ ) stellt anschließend fest , es handle
- ich hier um einen Finzelfall , der jedoch zu grundsätzlicher Aus¬
einandersetzung Anlaß gebe . Venn der Eigentümer eines Grund¬
stückes mit Baubewilligung behauptet , er habe einen Architekten
bereits mit Planungsarbeiten beauftragt , so steht ihm das Hecht
auf Vergütung des Architektenhonorars zu . Wollte man ihm das ab-
lehnen , dann müßte der Architekt diese Vergütung bekommen , ohne
eirie Leistung für den anderen Vertragspartner gesetzt zu haben.
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' ■ enn es also gelingt , eine Vereinbarung zu treffen , wonach der

Architekt für das Geld auch eine Arbeitsleistung erbringt , so

erscheint diese Vereinbarung gerechtfertigt . In «anderen Fall

müßte man den Architekten das Geld geben und ihn oder einen

anderen dann trotzdem den Auftrag geben . Es ist klar , daß es
besser ist , wenn der Architekt für die Stadt Wien auch etwas

leistet . In übrigen habe er das Gefühl , meint Stadtrat Signund
zu den Bänken der ÖVp gewendet , daß es zu viele Architekten im

Geoeinderat gäbe.
Wenn also die Stadt Wien großes Interesse daran hat , dieses

Grundstück zu erwerben , dann steht kein anderes Mittel zur Ver¬

fügung , als die Überredung und die Möglichkeit eines Vergleichs.
Wäre es möglich , daß gerichtlich beeidete Sachverständige die

Werte genau und unbeeinflußt schätzen , dann könnte sich die Ge¬
meinde Wien viele Millionen ersparen . Da es eine solche Ein¬

richtung jedoch nicht gibt , ist die getroffene Lösung zweifel¬
los besser , als zwei Honorare zu zahlen.

Bei der Abstimmung wird die Vorlage mit den Stimmen der SPÜ

angenommen .
Stadtrat Dr . fl-lück ( ÖVP ) stellt sodann den Antrag , die Auf-

schließungsarbeiten für den Neubau einer Unfall - Chirurgie im

Wilhelninenspital mit einen Kostenaufwand von 1,9 Millionen

Schilling zu genehmigen . Im Rahmen dieser Aufschließungsarbeiten
sollen ein Kanal und ein unterirdischer begehbarer Heizgang er¬
richtet werden.

GR . Lehner ( ÖVP ) stellt in der Debatte fest , er habe es
schon einmal anläßlich einer Budgetdebatte bedauert , daß es
keine Unfall - Chirurgie in einem so großen Spital gibt . Vor allem
für die Aufnahme der Verunglückten auf den großen Straßen im
Westen Wiens erscheint das Wilhelninenspital geradezu prädestiniert.
Deshalb wird die geplante Errichtung einer Unfall - Chirurgie sicher¬
lich von allen Gemeinderatsmitgliedern mit Freuden begrüßt
werden.

Das Raumprogramm der Chirurgischen Station sieht eine Anbu-
lanz , einen Operationstrakt und vier Krankenstationen vor . Die
Krankenstationen sollen zusammen 130 Normalbetten , 16 Kinder¬
betten und drei Wasserbetten enthalten . Die Ambulanz wird eine
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Gesantnutzflache von 1 . 100 Quadratmeter haben und modernst und

beispielgebend eingerichtet sein . Der Operationstrakt wird drei
t

aseptische Cperationsräume , einen septischen Operaticnsraum und

einen Operationssaal für Soforteingriffe umfassen . Auch eine

Intensivpflegestation für 16 Schwerstkranke ist vorgesehen . Den

Ärzten werden eine Pachbibliothek sowie Apparate für EEG und

EKG - Diagnosen zur Verfügung stehen . Die Abteilung für physikalisch

Behandlung wird über ein Becken für Unterwassertherapie , Räume

für Heilmassage und andere modernste Hilfsmittel verfügen . Die Ab¬

teilung , die 70 Millionen Schilling kosten wird , soll in drei

Jahren fertig sein.

Stadtrat Dr . Glück erläuterte in seinem Schlußwort an Hand

von Zahlen die Bedeutung der Chirurgischen Abteilung im / ilhelminen-

spital . Die Anzahl der hier durchgeführten Operationen ist von

1 . 700 in Jahr 1961 auf rund 4 . 0CQ im heurigen Jahr gestiegen . Die

Ambulanz behandelt jährlich rur -d 10C . 000 Patienten.

Dd der .Abstimmung wurde der Antrag einstimmig angenommen .
GR . Neusser ( ÖVP ) referierte einen Antrag der städtischen

Friedhof sverv/altung auf Geneh mi ung der in langjä hri ger Arbeit

erstellt en Aus bau - und Strukturplän e für die städtis chen Friedhöfe .
Dieses Ausbauprogramm ist notwendig geworden , weil man seit Beginn
des Jahrhunderts von den Gemeinschaftsgräbern immer mehr zu den

Einzelgräbern übergeht , die rund dreimal soviel Platz benötigen als

Schachtgräber . Um den Bedarf an Beerdigungsfläche zu sichern , wurden
verschiedene administrative Maßnahmen getroffen , eine Erhebung über
den Pflegezustand der Gräber durch eführt und ein AusbauProgramm
für die städtischen Friedhöfe erarbeitet . Diesem zufolge soll die

Beerdigungsfläche auf 480 Hektar erweitert werden , die sich auf
30 Friedhöfe verteilt . 120 Hektar daven sind noch aufzuschließen.
Von den derzeit bestehenden 46 ' iener Friedhöfen sollen 16 aufge¬
lassen werden.

Was die Gestaltung der Friedhöfe anlangt , strebt man , von der
unschönen Anhäufung von Stein zu einem mehr hainartigen Charakter
zu kommen.
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GR . Binder ( SPÖ ) unterstrich die Bedeutung der angestrebten

Zukunftsentwicklung der Wiener Friedhöfe : Die erarbeiteten Richt¬

linien geben die Möglichkeit , die Erweiterungsflächen der Fried¬

höfe wirklich beispielgebend zu gestalten , tuen die St - oinnetze

können auf die neuen Gestaltungsprinzipien in den Friedhöfen nicht

böse sein , denn sie bieten ihnen die Möglichkeit , etwas Handwerk¬

lich Besseres und Schöneres zu leisten , als die Betonklötze , die

nan oft sieht.
Anläßlich des bevorstehenden Allerheiligentages hat die

Bevölkerung Gelegenheit , sich Beispiele von Friedhofsflachen,

die nach den neuen Grundsätzen gestaltet wurden , anzusehen.

Auch die verschiedentlich neuerrichteten Aufbahrungshallen oder

die neue Kremationsanlage in Stamnersdorf wären es wert , besichtigt

zu werden . Dann könnte die Bevölkerung beurteilen , ob bei den

jahrelangen Bemühungen um eine Neuordnung des Wiener Friedhofs¬

wesens etwas Gutes herausgekonnen ist oder nicht.

GR . Jedletzberger ( ÖVP ) hebt hervor , daß die Neugestaltung

in erster Linie dazu beiträgt , eine bessere Betreuung und _- flege

der . Bräber sicherzustellen . Sie soll vor aller , auch eine pietät¬

vollere und würdigere Beerdigungszerenonie ermöglichen . Die neue

Strukturierung der Friedhöfe soll auf keinen Fall eine Uniformie¬

rung bringen . Sowohl die Steinmetze als auch die Gär .tner können

viel dazu beitragen , daß die Friedhöfe schön und modern gestaltet

werden . Die Friedhöfe sollen nicht ein düsteres , sondern ein

harmonisches Bild bieten und ein trostvoller xinblick für die

Hinterbliebenen sein . Die Vorlage wird einstim ig angenomLien.

Schließlich referiert Stadtrat Sigmund ( SPÖ ) über den Ent¬

wurf der Geschäftsordnung für den Magistrat der ——

ist das Produkt langer Besprechungen mit dem Ziel , eine der

geänderten Verfassung sich anpassende Geschäftsordnung zu geben.

GR . Maller ( KLS ) bemängelt , daß der Entwurf den Gerneinde-

räten erst Dienstag nachmittag zugestellt wurde und ihnen daher

keine Möglichkeit zu einem entsprechenden Studium blieb . Allein

schon ein oberflächliches Durchlesen zeigt , daß diese Geschäfts¬

ordnung des Magistrates unwürdig ist . Es ist blamabel , wenn darin

steht , daß Gespräche mit Vertretern der Publikationseinrichtungen
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ji ^ r^ ~
: rr,\ crr Form zu Zuhren sind oder daß auf Höflichkeit in Schrift¬

verkehr besonders zu •: chtcn i t . Bas 1 t eine Selbstverstä : dlich-

keit . GR . Maller bittet , das Geschäftsstück von der Tagesordnung

fbzusetzen und in eir r der nücj it . . n Sitzungen zu behandeln.

Bei der Absti aun £ wird die Vorl ge m it Mehrheit a ngeno mmen .

Damit ist di 2 Tagesordnung erledigt.

Diskussion über den Fina nzau sgl eich

GR . lauschc -r ( I ' LS ) begründet hierauf seinen formellen Antrag

ruf Verlesung und Besprechung seiner Anfrage , betreffend den neuen

Finanzausgleich . In Hinblick auf die Bedeutung dieser Materie - ür

die Stadt Vien hält er cs für begründet , daß der Vizebürgemeistcr

den Gemeinderat über den letzten Stand der Verhandlungen über den

neuen Finanzausgleich und mögliche Auswirkungen auf die Stadt i er.

informiert.

Vizebürgermcister Sla vik verweist darauf , daß der bisherige

Finanzausgleich dreimal verlängert werden mußte , und erklärt,

daß die Interessen .e Ansätze zwischen Bund , Ländern und Gemein¬

den durchaus verständlich sind . Jede GebietskÖrpersch ft ist 1er

Meinung , daß die ihr gestellten Auf eben die vordringlichsten
sind , und jede Gobi tskörperschaft verst ht es , ihre Auffassung . n

mit viel Leidensch ft und Nachdruck zu vertreten.

Es gibt aber auch schon Verschiedenheiten innerhalb der

Länder , womit nicht gesagt sein soll , daß beim Bund nicht auch

verschiedene Lünsche auftauchen , die sich aus der unterschied¬

lichen wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung der einzel¬

nen Teile unseres Bundesgebietes ergeb - n . Es ist naheliegend , daß
die Aufgaben von Vorarlberg und vom Burg . ,nl ^ nd sehr unterschied¬
lich sind , ebenso vie die in der Untersteiermark gegenüber der

Obersteiermark . Die Aufgaben von Fremdenverkehrsgemeinden sind

groß und vordringlich , daran besteht kein Zweifel , aber auch
die Industriegemeinden und - städte haben ihre eigenen Probleme,
ebenso wie kleine dörfliche Gemeinden ihre Schwierigkeiten haben.

'Liese vielen unterschiedlichen Aufgaben , die den Gebietskörper¬
schaften gestellt s : nd , müssen notgedrungener Maßen zu sehr in¬
tensiven Beratungen führen.

/
• / •
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rir müssen auch Verständnis dafür h : bcn , daß diese Diskussion
leidenschaftlich geführt wird . Es galt daher vorerst einmal,
zu einer einheitlichen Auffassung zu kommen.

Schon allein die gegensätzlichen Auffassungen auf vielen

Teilgebieten der Kommunalpolitik führen zu oft sehr interessan¬
ten Diskussionen zwischen den beiden Verbünden - Städtebund und
Gemeindebund . - Es mißte daher gemeinsam der Versuch unternommen
werden , für die Gemeinden Österreichs einen größeren Beitrag als
bisher zu bekommen , wobei selbstverständlich die Berechnungen
puf der gleichen Rechtsgrundlage erfolgen . Es war der Wunsch der

Gemeindeorganisationen , daß dieses Mohr , das die Gemeinden be¬
kommen , etwa zu zwei Drittel a.uf die sogenannten finanzschwachen
und zu einem Drittel auf die großen Gemeinden und Städte entfällt.
Es hat aber genauso Differenzen zwischen den ländern und Gemein¬
den gegeben , nachdem die zv/ei Bünde auf eine Linie gebracht waren.
Die Länder waren der festen i ' berzeugung , daß sie beim letzten
Finanzausgleich schlechter abgeschnitten haben als die Gemeinden.
Die Länder haben gemeint , ein Mehr , das man gemeinsam in Ver¬
bindung mit den Gemeinden vom Bund bekommt , müßte etv/a so auf ge¬
teilt werden , daß 60 Prozent von jenem Teil , der unter Ausschal¬
tung der Stadt / icn , den Ländern und Gemeinden gemeinsam verbleibt
60 ; 40 zugunsten der Länder aufgeteilt werden sollte . Der Städte¬
bund und der Gemeindebund haben sofort dagegen protestiert und woll¬
ten 50 : 50 . Es wurde der Versuch unternommen , zwischen den Strei¬
tenden zu einer gemeinsamen Auffassung zu kommen . Ein Kompromiß - urde
erst in der vorigen / ochc gefunden , man h : t sich auf 45 Prozent
Dur die Gemeinden und 55 Prozent für die Länder geeinigt . Den Län¬
dern ging es aber um noch ein Probien , '/ährend der Bund seine eige¬
ne Steuerautonomie besitzt und die Gemeinden ebenfails ihre eigene,
gab es für die Länder bisher keine Steuerautonomie . Die Gemeinden
haben nur das Recht der Umlageneinhebung und sie haben ihre Anteile

den gemeinschaftlichen Bundesabgaben . Die Länder aber wollten
zumindest eine Steuer als ausschließliche Landesabgabe . Es handelt
sich um die Kraftfahrzeugsteuer mit einem Ertrag von etwa 500
Millionen Schilling,jährlich.

• /.
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Dieses Ziel wird erreicht werden , bis 1972 wird der Anteil des

Bundes von Jahr zu Jahr geringer . Der Anteil der Geneinden von

drei Prozent geht zu dem Zeitpunkt auf die Länder über , als die

Geneinden dafür einen höheren Anteil an der Mineralölsteuer be-

konnen . Da es sich bei der Kraftfahrzeugsteuer un eine kompliziert

Steuer handelt , muß nan immer mit Protesten aus verschiedenen

ländern rechnen . Verhandlungen mit den Ausland erweisen sich oft

als notwendig . Es ist festgelegt worden , daß die Grundsatzgesetz¬

gebung beim Bund bleibt , die »Steuer selbst eine Landesabgabe vir 1

und die Länder einen paktierten Entwurf den Landtagen zur Annahme

empfehlen werden.

Eine weitere Änderung erfolgt in der Aufteilung der Lehrer¬

kosten . Während jetzt die Lehrer ausschließlich von Bund bezahlt

werden , sollen in Zukunft zehn Prozent der Lehrerkosten von den

Ländern getragen werden . Als Ersetz dafür bekommen die Länder

drei Prozent der Umsatzsteuer . Nachdem angenommen werden kann , daß

auf Grund der neuen Schulgesetze , die auch Lehrerakadenien vor¬

sehen , sich io Laufe der Zeit eine neue Einstufung der Lehrer er¬

geben wird , mußte vorgesorgt werden , daß den Ländern daraus keine

zusätzlichen Lasten entstehen . Daher erhalten die Länder ab

1 . Jänner 1970 als Ersatz insgesamt dreieinhalb Prozent der Umsatz¬

steuer . Das bedeutet ein Risiko , da man nicht voraussehen kann,

wie sich die Umsatzsteuer entwickelt und wie die Löhne , Gehalter

und der Personalstand sich verändern . Es wurde daher von den

Ländern eine sogenannte Garantieformel verlangt . In dieser Garantie

formel ist festgelc - gt , wenn der zehnprozentige Lehreraufwand höher

ist als drei Prozent , beziehungsweise ab 1970 hoher als dreiein¬

halb Prozent der Umsatzsteuer , zahlt der Bund die Differenz.

Auf der anderen Seite wollten die Länder aber , wenn ihnen etwas

überbleibt , nichts zurückgeben . Nun ist auch der Bund daran inter¬

essiert , daß die Lehrerkosten weniger als drei Prozent Umsatz¬

steuer ausmachen . Es wurde daher festgelegt , daß die Garantie¬

klausel nur nach einer Seite gilt , und zwar zugunsten der Länder.

Eine weitere grundsätzliche Veränderung in neuen Finanzausgleich
ist der Austausch von zehn Prozent Gewerbesteuer gegen fünf Prozent

Umsatzsteuer.
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Es wäre hier offensichtlich eine Schwächung dor Industriegeneinden

eingetreten und eine Abwanderung der Mittel zu den Nichtindustrie-

geneinden . Die Durchrechnung hat ergeben , daß nach diesen ur¬

sprünglichen Vorschlag , wie er als Entwurf des Finanzministeriums

vorgelegt wurde , allein bei den Industriogeneinden der Steiernerk

ein Verlust von rund 29 Millionen Schilling erfolgen würde . Es

hat sich als unmöglich erwiesen , einfach die beiden Steuern auszu¬

tauschen und nach ihrer Art zu verteilen . Es wurde nun vereinbart,
daß nur zweieinhalb Prozent nach der Kopfzahl verteilt werden und

zweieinhalb Prozent nach den Gewerbesteueraufkonmen .
' r eiter war

vorgesehen , daß bei dor Finanzkraftberechnung der einzelnen Gemeinden

die Grundsteuer mit 300 von 100 , die Gewerbesteuer nit 150 von

Hundert und die Lohnsunnensteuer zugrunde gelegt werden sollten.

Dieser Vorschlag wäre undurchführbar gewesen . Nach langen Ver¬

handlungen wurde erreicht , daß die Lohnsunnensteuer zur Ganze ge¬
strichen und aus der Berechnung hercusgenomnen wird . Die Einigung

erfolgte bei 125 Prozent der Gewerbesteuer.
Durch die Änderung in den Ertragsanteilen mußten aber auch

andere Änderungen vorgenonnen werden , zun Beispiel bei der Landes-

unlage , die mit 16 Frozent festgelegt war.
Es wurde nun nit den Ländern eine Vereinbarung getroffen , es

solle aus den Mehrerträgnissen kein Separatverdienst der Länder

entstehen . Die Durchrechnung hat ergeben , daß die Landesunlage her¬

abgesetzt werden nußte , und zwar von 16 auf 15 Prozent ; das ist
inner noch ein kleines Plus für die Länder . Auf der anderen Seite

gilt das gleiche für die Berechnung der Bedarfszuweisung , die auf

13,5 Prozent festgelegt wurde . Ein weiteres halbes Prozent wird dazu

vermeidet,damit den sogenannten Minusgeneinden ihr " Minus " zumindest

teilweise abgedeckt werden kann . Auf dieser Basis ist also eine

Vereinbarung zwischen Städtebund , Geneindebund und Ländern gestern

nachmittag zustande können . Alle Bestinnungen , die eine Änderung
der Vergnügungssteuer vorgesehen haben , sind fallengelassen worden.

Eine Änderung hat sich auch bei der Mineralölsteuer ergeben.
Die Anteile der Länder und Geneinden sind un je zehn Prozent erhöht

►

worden . Es verblieben dann noch sechs Prozent . Von diesen sechs
frozent sollten die Länder zwei , die Gemeinden zwei Prozent be¬
kennen und zwei Prozent verblieben beim Bund für die Einhebung der
Steuer . /
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Wenn die Kfz - Steuer eine Landesabgabe werden sollte , müßten

die Gemeinden auf ihren Anteil verzichten . Als Ersatz dafür .haben

sich die Länder bereit erklärt , auf die zwei Prozent Mineralöl¬

steuer zugunsten der Gemeinden zu verzichten . So bekommen dann

die Gemeinden die vier Prozent Mineralölsteuer dazu.

Ein weiterer Wunsch war der sogenannte Paragraph 15 , die

Sicherungsklausel , daß * mit den Ländern und Gemeinden / erh . '. ndlungen

einzuleiten sind , wenn durch Beschlüsse des Bundes finanzielle

Veränderungen vorgenomnen werden . Der erste Vorschlag war , in

solchen Fragen sollte der Bundesrat die Gesetze ablehnen können.

Der Kompromiß lautete , daß nicht nur Verhandlungen einzuleiten

sind , sondern daß Verhandlungen zu fu hren sind.

Eines der schwierigksten Probleme waren die Polizeikosten.

Eine Erhöhung um nur einen Schilling kostet in ganz Österreich

zweieinhalb Millionen . Der Bund hat zuerst gemeint , man könne

die Kosten , da der letzte Abschluß im Jahr 1958 war , um 50 Prozent

erhöhen , und zwar auf 90 Schilling . Das wären 75 Millionen pro

Jahr gewesen . Der Gegenvorschlag war nun in den ersten zwei Jahren

70 Schilling , in den zweiten zwei Jahren 80 Schilling und die

dritten zwei Jahre 90 Schilling . Im Bundesbudget 'waren aber be¬

reits die 90 Schilling enthalten . Daher war es so schwer , hier zu

einer Einigung zu kommen.
■i/ir haben nun gestern abend vereinbart , daß die Kosten von

60 Schilling auf 80 Schilling erhöht werden , und zwar sechs Jahre

gleichbleibend , sp daß ertragsmäßig das gleiche herauskommt . Damit

war das Problem noch nicht gelöst : Die Länder stimmten nun zu,
zwei Prozent für die Einhebung der Kfz - Steuer dem Bund zu be¬

lassen , und damit war der Ausgleich gestern abend gefunden worden

und wir konnten sagen : Die Finanzausgleichsverhandlungen sind abge¬

schlossen.

In Lauf der Zeit sind bei den Verhandlungen 60 bis 70

Varianten ausgerechnet worden . Und jetzt werden Sie fragen , was

hat Wien bekommen ? Die genauen Ziffern können verständlicherweise
im Moment noch nicht vorgelegt werden . Aber von dem Betrag , der

dem Bund abgehandelt wurde , nämlich 2 . 200 Millionen Schilling in

sechs Jahren , entfallen , auf Wien etwa 19 Prozent.

Zum Schluß war noch eine große Schwierigkeit , nämlich die

Ausgangsbasis für die nächsten Verhandlungen im Jahre 1972 . Die
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Schwierigkeit lag darin , daß sich die Zuwendungen für Länder

und Gemeinden auseinanderentwickeln . Die Lösung bestand darin,

daß die L . ndesumlage von 15 Prozent durch fünf Jahre hindurch

hilf , aber im sechsten Jahr auf 14,5 Prozent gesenkt wird . Das

korrigiert das Bild zun Schluß wieder , und damit war das letzte

Probien zwischen Ländern und Gemeinden auch noch gelöst.

Zusamnenfassend ist zu sagen : Die Verhandlungen gestalteten

sich zeitweise sehr schwierig . Das schönste Erlebnis dabei war

aber , daß es gelungen ist , Städtebund und Gemeindebund trotz

mancher Divergenzen inner wieder auf eine Linie zu bringen , daß

es gelungen ist , die Interessen aller Länder und die Interessen

der Länder und Gemeinden auf einen Nenner zu bringen . Wenn es

nicht inner wieder geglückt wäre , alle beteiligten Körperschaften

zu einer einheitlichen Gruppe zusannenzuschweißen , wäre es auch

nicht möglich gev 'esen , in Lauf von sechs Jahren finanzielle Vor¬

teile in Wert von 2 . 200 Millionen Schilling für diese Körper¬

schaften zu erringen . Der Wille zur Zusammenarbeit war von allen

Seiten gegeben . Hier muß aber auch der großartigen Unterstützung

seitens der Beamtonsch ft der -Länder , der Gemeinden , des Stadto-

bundes , des Gemeindebundes und unserer eigenen Finanzverwaltung

verkennend gedacht werden.

Ich persönlich bekenne mich leidensch ftlich zum paktierten

Finanzausgleich . Ein oktroierter Finanzausgleich hätte das Ende

der .utonomie der Länder und Gemeinden bedeutet . Die ^ uLrecht-

crhaltung des Grunds tzes des Mitspracherechts ist es wert ge¬
wesen , daß wir um Kompromisse gerungen haben.

Neben allen finanziellen Erfolgen bedeutet dies auch einen

außerordentlichen politischen Erfolg . Allo haben sich zur Autonomie

bekannt . Deshalb wollen wir allen danken , die mitgeholfen heben,
die politische Einheit zu wahren . Venn auch nicht alles erreicht

werden konnte , was wir erreichen wollten , so muß der Finanzaus¬

gleich doch als großer Fortschritt für die Länder und Gemeinden

betrachtet werden . ( Allgemeiner Applaus . )
Der Vorsitzende , Bürgermeister Bruno M . rek , schließt sich

sodann der Auffassung und den Dankworten von Vizebürgermeister
Slavik an und dankt Slavik selbst für die große Mühe , die er in
wochenlangen Verhandlungen auf sich genommen hat , und für seinen
großen Anteil am Zustandekommen des Finanzausgleichs , ( allgemeiner
üpplaus . )

( Ende des Sitzungsberichtes)
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/ interfahrplan für Autobuslinie auf den Kahlenberg

21 . Oktober ( RK ) Ab Montag , den 24 . Oktober fahren die
letzten Autobusse der Linie 21 ( Grinzing - Kahlenberg ) der
Jahreszeit entsprechend um 2o Uhr ab Grinzing über Cobenzl
auf den Kahlenberg und ab 2o,2o Uhr ab Kahlenberg über
Cobenzl nach Grinzing.

Kranz der Stadt Vien für Vieland Vagner

21 . Oktober ( RK ) An der Grabstätte Vieland Wagners in

Bayreuth , wo heute nachmittag der kürzlich Vei ft ^ rhenen zur
letzten Ruhe gebettet wurde , ist auch ein Kranz der Stadt
i ien niedergelegt worden . Die / iener Stadtverwaltung erweist
damit den Künstler , der auch in der österreichischen Bundes¬
hauptstadt große Regieleistungen vollbracht hat , die letzte
Ehre.

101 . Geburtstag in Simmering

21 . Oktober ( AK ) Frau Anna Bartik aus der Kopalg sse 55
in Simmering feiert heute ihren 101 . Geburtstag . Zu diesen _ nlaß
stellte sich Stadtrat Maria Jacobi als prominenteste Gratulantin bei
der Jubilarin ein , um ihr namens des Bürgermeisters und der Stadt¬
verwaltung die herzlichsten Glückwünsche auszusprechen und einen
großen Blumenstr *u3 zu überreichen . Bezirksvorsteher Wilhelm Webe
und Bezirksvorsteher - Stellvertreter Franz Z .halka stellten sich n
den Ehrengeschenken der Stadt vien ein . Frau B rtik , seit 1939 'Witwe
nach einen Baurat der Stadt 'Vien , ist noch außerordentlich rüstig;
Qit großer Freude n ^.hn sie die Glückwünsche und Geschenke entgegen.

H
*

H
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Kunstausstellung in Simmering

21 . Oktober ( RK ) Samstag , den 22 . Oktober , wird um 10 Uhr

vormittag , in Sinmeringer Heimatmuseum , 11 , Endplatz 2 , die

Sonderausstellung " Sinmeringer Künstler stellen aus " eröffnet.

In dieser Ausstellung sind Aquarelle , Ölgemälde , Federzeichnungen
und Radierungen von Malern des 11 . Gemeindebezirkes zu sehen , nie

Exposition ist jeden Sonntag von 9 bis 12 Uhr bei freien Eintritt

zugänglich.

Preisgünstige Gemüse - und Obstsorten

21 . Oktober ( RK ) Das Marktamt der Stadt Wien teilt mit:

Heute waren auf den Wiener Märkten folgende Gemüse - und Obst¬
sorten b esonders preisgünstig:

Gemüse : Karfiol 4 bis 6 S , Salat 2 bis 3 S je Stück , Kohl

3 bis 4 S je Kilogramm.
Obst : Äpfel 4 bis 8 S , Birnen 4 bis 8 S , Weintrauben 6 bis

10 S je Kilogramm.

Letzte . Rundfahrt " Heues Wien"

21 . Oktober ( RK ) Am Montag , dem 24 . Oktober findet die
letzte Rundfahrt " Neues Wien " des heurigen Jahres statt . Es ist
dies die Route 5 mit Hannovermarkt , Kindergarten Pappenheingasse,
Neubaugebiet Brigittenau , Donaupark mit Donauturn , Kultur - und
Verkehrszentrum Floridsdorf , Schule Strebersdorf und Nordeinfahrt
sowie anderen städtischen Anlagen und Einrichtungen im 20 . und

,
21 . Bezirk.

Abfahrt vom Rathaus , 1 , Liehtenfelsgasse 2 , um 13 . 30 Uhr.
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Empfang für österreichischen jrztekongreß

21 . Oktober ( RK ) Zu Ehren der Teilnehmer am 20 . Öster¬
reichischen Ärztekongreß , der traditionellen " Van Swietcn - Tagung " ,
die vom 17 . bis 22 . Oktober in Vien stattfindet , gab Bürgermeister
Bruno Marek heute abend einen Empfang in den V/appensälen des
' iener Rathauses . Mit dem Bürgermeister waren von seiten der Wie¬

ner Stadtverwaltung Landtagspräsident Dr . Wilhelm Stemmer sowie
die Stadträte Hans Bock , Maria Jacob i und Hubert Pfoch erschie¬
nen.

Bürgermeister Marek gab seiner Freude darüber Ausdruck,
d ' ß diese bedeutende medizinische Fachtagung heuer zum zwanzig¬
sten Mal in Vien stattfindet und dankte den Veranstaltern , näm¬
lich den Österreichischen Ärztekammern , der Van Swieten - Gesell-
schaft und der 7ioner medizinis hen Akademie für Ärztefcrtbil-
dung für diese ihre wertvolle Initiative zur wissenschaftlichen
/eiterbildung der österreichischen . rzteschrft . Damit werde der

weltweite Ruf der /
‘ iener Medizinischen Schule auch in der Gegen¬

wart bestätigt . Das große Echo und die zahlreichen Anmeldungen,
die der österreichische Ärztekongreß alljährlich zu verzeichnen
hat , obwohl die arbeitsmäßig so überlasteten irzte dafür eine
volle loche opfern müssen , ist ein weiterer Beweis für die Rich¬
tigkeit des eingeschlagcnen leges . Darüber hinaus , sagte Bürger¬
meister Marek , hoffe er , daß durch die Mediziner aus den öster¬
reichischen Bundesländern , die eine loche hier zu Gast sind , wei¬
tere Freundschaftsbande zwischen dem Bundesland Wien mit den üb¬
rigen Teilen Österreichs geknüpft werden.
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